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Hintergrund:
Das 5. Treffen fand am 12. und 13.Mai 2006 in 

Brüssel statt. Das Thema war „Wie bewältigen wir 

den Alltag?”. Unter den mehr als 200 Teilnehmern 

waren Menschen mit Armutserfahrungen aus 23 

Ländern (21 EU-Mitgliedsstaaten sowie Bulgarien 

und Norwegen) sowie zahlreiche Vertreter 

des Ausschusses für Sozialschutz (SPC), des 

Ausschusses für soziale Ausgrenzung (SEP), 

des EAPN und anderer europäischer NGOs, des 

europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

und des Ausschusses der Regionen.

Im Folgenden werden einige der wichtigsten Themen 

angeführt, die von Menschen mit Armutserf- 

ahrungen im Laufe des Treffens besonders 

hervorgehoben wurden. 

Partizipation

Partizipation ist wichtig: Es ist wichtig, Menschen 

mit Armutserfahrungen in jene Entscheidungen 

einzubeziehen, die ihr tägliches Leben betreffen. Die 

Entscheidungsträger müssen zuhören und sich an 

einem sinnvollen Dialog auf europäischer, nationaler 

und lokaler Ebene beteiligen. Eine derartige Form 

der Einbeziehung der Betroffenen hat regelmäßig 

zu erfolgen, ist mit einem formalen Status und 

einer entsprechenden Struktur zu versehen sowie 

finanziell zu unterstützen. Zur laufenden Kontrolle 

der Beteiligung sind Indikatoren zu vereinbaren. 

Die Realität eines Lebens in Armut
Die Bewältigung der Armut ist ein stetiger Kampf: 

Mit Armut fertig zu werden, ist eine schwierige 

Aufgabe. Es geht dabei um den täglichen Kampf 

ums Überleben, da Menschen, die Armut leben, 

ausgegrenzt werden und nicht über grundlegende 

Informationen verfügen. Die wichtigsten Bedürfnisse, 

die in vielen Fällen keine Berücksichtigung finden, sind 

der Zugang zu Arbeitsplätzen, menschenwürdige 

Unterkünfte und Dienstleistungen im Bereich von 

Gesundheit und Bildung. Selbst wenn derartige 

Dienstleistungen angeboten werden, werden die 

Betroffenen von den Erbringern der Dienstleistung 

oftmals geringschätzig behandelt, man geht auf 

ihre Bedürfnisse nicht ein und stigmatisiert sie. 

Rassismus und Diskriminierung verstärken die 

Marginalisierung und Ausgrenzung noch weiter. 

Die von Armut betroffenen Menschen fühlen sich 

hilflos, ausgegrenzt und für ihr Schicksal selbst 

verantwortlich gemacht. Wahlmöglichkeiten stehen 

ihnen nicht offen.

Immer mehr unzulängliche und unsichere 

Arbeitsplätze: In vielen Fällen ist der Zugang zu 

zumutbaren Arbeitsplätzen äußerst beschränkt. 

Die Arbeit ist oft schlecht bezahlt und bietet keine 

Sicherheit und die Entlohnung reicht nicht aus, um 

die Betroffenen aus der Armut zu befreien. Durch 

diskriminierende und rassistische Einstellungen, 

vor allem gegenüber Roma, Asylwerberinnen und 

Asylwerbern und Migrantinnen und Migranten ohne 

Papiere, aber auch gegenüber allein erziehenden 

Müttern und Behinderten wird der Zugang zum 

Arbeitsmarkt noch zusätzlich erschwert.

Sorge um die Kinder: Viele Eltern befürchten, dass all 

die Dinge, die ihnen im Leben nicht vergönnt waren, 

auch ihren Kindern vorenthalten bleiben werden. 

Kindern fehlt es oft nicht nur am Notwendigsten, 

sie haben auch keine Möglichkeit, am normalen 

gesellschaftlichen Leben und an kulturellen und 

Freizeitaktivitäten teilzunehmen. 

Information der österreichischen EU-Präsidentschaft
über das 5. Europäische Treffen von Menschen mit Armutserfahrungen an den Rat „Beschäftigung, 
Soziales, Gesundheit und Verbraucherschutz“,  
1.-2. Juni 2006



Grundbedürfnisse und “gutes Leben”
Menschenrechte und Menschenwürde: Wichtigste 
Voraussetzung für ein “gutes Leben” ist die Achtung 
der Menschenrechte und der menschlichen Würde 
ungeachtet der ethnischen Zugehörigkeit, Religion 
oder Rechtsstellung. Jeder einzelne Mensch und 
seine Lebensgeschichte zählen. 

Entsprechendes Mindesteinkommen: In einem 
Teil der Welt, der so reich ist wie die Europäische 
Union, sollte jedem Bürger ein Mindesteinkommen 
zustehen, das zur Bezahlung seiner Rechnungen 
ausreicht und ihm ein Leben in Würde gestattet. 
Das zur Verfügung stehende Geld sollte nicht nur 
die Grundbedürfnisse decken, sondern auch die 
Teilnahme am gesellschaftlichen und kulturellen 
Leben ermöglichen sowie die Entwicklung der 
Persönlichkeit gestatten.

Umsetzung der Rechtsvorschriften gegen 

Diskriminierung: Die uneingeschränkte Umsetzung 
strenger Gesetze gegen Diskriminierung und 
zur Förderung der Gleichbehandlung garantiert 
jedem Menschen das Recht auf Arbeit und den 
gleichberechtigten Zugang zu Dienstleistungen. 

Zugang zu menschenwürdiger Arbeit: Der Weg aus 
der Armut führt für viele, aber nicht für alle Men- 
schen vor allem über menschenwürdige Arbeit, 
die es ihnen ermöglicht, als vollwertige Bürger 
am Leben der Gemeinschaft teilzunehmen. Der 
Zugang zu Arbeitsplätzen muss aber auch von 
der Möglichkeit der Teilnahme an entsprechenden 
Ausbildungsmaßnahmen, sozialer Unterstützung 
und der flexiblen Gewährung von finanzieller 
Überbrückungshilfe begleitet werden.

Ein Dach über dem Kopf: Menschenwürdiges Wohnen 
zu erschwinglichen Preisen ist ein Grundbedürf 
nis. Dies bedeutet höhere Investitionen in sozialen 
Wohnbau, Gewährleistung des Mieterschutzes und 
Schutz vor Delogierungen, Strafverfolgung von 
skrupellosen Vermietern und Bereitstellung von 
zumutbaren Unterkünften.

Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen: 
Grundlegende Dienstleistungen müssen lokal 
verfügbar sein, dem zeitgemäßen Standard 
entsprechen, effizient und allgemein zugänglich 
sein (nicht auf bestimmte Gruppen beschränkt).

Gleiche Bildungschancen sind das Tor zum Leben 
und zu lebenslangem Lernen. Dazu gehört der freie 
Zugang zu höherer Bildung und Ausbildung, vor 
allem auch im Bereich der neuen  Informations- 
und Kommunikationstechnologien;
der Zugang zu grundlegenden 
Gesundheitsdienstleistungen, einschließlich 
zahnärztlicher Behandlung, ist allen Menschen 
zu gewährleisten; 
zum menschenwürdigen Leben gehört 
auch der Zugang zu öffentlichen 
Verkehrsmitteln, Sozialdienstleistungen 
und Kinderbetreuungseinrichtungen zu 
erschwinglichen Preisen;
ein wesentliches Element eines “guten Lebens” 
ist auch die Möglichkeit, sich die Teilnahme 
an kulturellen und kreativen Aktivitäten sowie 
Sport- und Freizeitaktivitäten leisten zu können. 

Zugang zu Informationen: Der Zugang zu 
einschlägigen und in verständlicher Sprache 
abgefassten Informationen über Rechte, 
Dienstleistungen und Möglichkeiten ist lebenswichtig 
und eine unabdingbare Voraussetzung für ein 
unabhängiges Leben. 

2006-2008 Nationale Aktionspläne/Einbeziehung
Die Einbeziehung von Menschen mit 
Armutserfahrungen und der NGOs, die sie 
vertreten, in die Vorbereitung, aber auch in 
die Umsetzung und laufende Kontrolle neuer 
Nationaler Aktionspläne, ist zu vertiefen und 
auszuweiten. Die für die Nationalen Aktionspläne 
zuständigen Beamten sind auf dem Gebiet der 
Einbeziehungsmaßnahmen speziell zu schulen. 

•

•

•

•

•



Zukünftige NAPs müssen konkreter, 

zielgerichteter und spezifischer formuliert 

werden, d.h. verständlicher und wirksamer als 

in der Vergangenheit gestaltet werden. 

In die Vorbereitung der NAPs ist das gesamte 

politische System einzubeziehen und eine 

Verknüpfung aller Politikfelder zu sicher zu 

stellen.

Die NAPs sollten die gesamte Palette 

der für ein “gutes Leben” erforderlichen 

Aspekte berücksichtigen und sich nicht auf 

Aktivierungsmaßnahmen beschränken. 

In den NAPs sind die Auswirkungen der 

Privatisierung der Versorgungsbetriebe (z.B. 

Gas, Wasser, Strom) zu berücksichtigen. 

Das laufende Monitoring und die Evaluierung 

der auf Basis der NAPs tatsächlich gesetzten 

Schritte sind zu intensivieren.

Vorschläge der Präsidentschaft:
Die Präsidentschaft unterstützt die Ansicht, dass 

die Einbeziehung aller Beteiligten von besonderer 

Bedeutung ist. Die Mitgliedsstaaten sollten ihre 

Bemühungen um die soziale Eingliederung von 

Menschen mit Armutserfahrungen im Einklang mit 

den gemeinsamen Zielsetzungen für Sozialschutz 

und soziale Eingliederung verstärken. 

Der Informationsaustausch unter den 

Mitgliedstaaten über ihre Erfahrungen mit der 

Einbeziehung von Menschen mit Armutserfahrungen 

ist zu intensivieren. In diesem Zusammenhang 

schlägt die Präsidentschaft vor, sich in der Debatte 

über die nachhaltige Entwicklung in der Ratssitzung 

vom 1. Juni 2006 auf die soziale Eingliederung und 

vor allem auf die Frage zu konzentrieren, wie die 

Einbeziehung von Menschen mit Armutserfahrungen 

auf allen Ebenen verbessert werden kann. 

Armut bedeutet einen täglichen Kampf ums 

Überleben. In der Europäischen Union gibt es noch 

immer zu viele Menschen, die in diesem Kampf 

tagtäglich bestehen müssen. Dies muss man sich 

•

•

•

•

•

bei der Formulierung politischer Maßnahmen stets 

vor Augen halten. 

Die Präsidentschaft fordert alle Teilnehmer und 

Gäste am 5. Treffen auf, die Ergebnisse und 

Erfahrungen dieser Tagung einer möglichst breiten 

Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Die Europäischen Treffen von Menschen mit 

Armutserfahrungen haben sich äußerst bewährt 

und sollten auch in Zukunft fortgesetzt werden.





Armut bedeutet einen täglichen Kampf ums 

Überleben. In der Europäischen Union gibt es noch 

immer zu viele Menschen, die diesen Kampf täglich 

bestehen müssen. Es war der Österreichischen 

Ratspräsidentschaft daher ein großes Anliegen, 

beim Frühjahrsgipfel des Europäischen Rates 

am 23./24. März 2006 ein erneutes Bekenntnis 

der Regierungschefs zu einer entscheidenden 

Verringerung von Armut und sozialer Ausgrenzung 

bis 2010 zu erreichen.

Es ist in diesem Prozess unerlässlich, die 

unmittelbar von Armut betroffenen Menschen 

einzubeziehen. Aufgrund persönlicher Erfahrungen 

können sie schließlich am besten beurteilen, welche 

Maßnahmen vorrangig verfolgt werden müssen.

Ich freue mich daher sehr, dass es auch unter 

österreichischer Ratspräsidentschaft gelungen ist, 

die Tradition der Treffen der von Armut betroffenen 

Menschen und damit den Konsultationsprozess 

fortzusetzen. 

Ich möchte an dieser Stelle allen Mitwirkenden 

meinen Dank für ihren Beitrag zum erfolgreichen 

Zustandekommen dieses Treffens aussprechen.

Mein ganz besonderer Dank gilt den Teilnehmenden 

des Treffens für ihr Engagement und ihren Mut, 

sich in die Diskussion einzubringen, um damit 

ihre persönlichen Erfahrungen in die Erstellung der 

nationalen Strategieberichte 2006-2008 einfließen 

zu lassen. Die Strategieberichte müssen künftig 

konkreter, zielgerichteter und spezifischer formuliert 

und damit verständlicher und wirksamer werden. 

In einer Botschaft des österreichischen Ratsvorsitzes 

an den Ministerrat am 1. Juni 2006 wurden die 

wichtigsten Ergebnisse der Diskussionen der 

Teilnehmenden zum Thema „Wie bewältigen wir 

den Alltag“ weitergeleitet. Sie spiegeln die Realität 

eines Lebens in Armut wider und formulieren 

Grundbedürfnisse und Voraussetzungen für ein 

„gutes Leben“. 

Ich hoffe, dass durch den vorliegenden Bericht 

der Erfahrungsaustausch der Teilnehmenden des 

5. Treffens der von Armut betroffenen Menschen 

einer breiten Öffentlichkeit zugeführt wird 

– sowohl den im Bereich Armutsbekämpfung 

tätigen Interessensvertretungen als auch den 

politischen Entscheidungsträgern auf nationaler 

und europäischer Ebene.

Ich bin von der Wichtigkeit und dem Erfolg dieser 

Form des Konsultationsprozesses überzeugt 

und begrüße daher sehr die von der kommenden 

deutschen Präsidentschaft für das erste Halbjahr 

2007 angekündigte Fortsetzung der Treffen der von 

Armut betroffen Menschen.

VORWORT DER ÖSTERREICHISCHEN PRÄSIDENTSCHAFT

Ursula HAUBNER 
Bundesministerin für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz



Als ich gebeten wurde, den Vorsitz des 5. Europäischen 

Treffens der von Armut betroffenen Menschen im 

Mai 2006 in Brüssel zu übernehmen, habe ich 

das Angebot mit großer Freude angenommen. 

Meine Teilnahme an der Konferenz hat mich enorm 

bereichert (und ich sage ganz bewusst „bereichert“). 

Deshalb möchte ich, anstatt schlichtweg eine 

Übersicht über die Ergebnisse des Treffens zu 

geben (die Details sind ohnehin in diesem Bericht 

enthalten), meine persönlichen Eindrücke und 

Erinnerungen an das Treffen übermitteln.

Im Mittelpunkt der zweitägigen Konferenz im 

kühlen Gebäude des Europäischen Wirtschafts- 

und Sozialausschusses und des Ausschusses 

der Regionen stand die Frage, wie die Armut im 

Alltag bewältigt werden kann. Die verschiedenen 

Erfahrungen der Teilnehmer/innen aus allen Ländern 

haben mich beeindruckt, ebenso wie die enorme 

Vielfalt der angesprochenen Probleme. Wir haben, 

zum Beispiel, über den Kampf der Roma erfahren, 

die ungelösten Probleme von unbegleiteten 

minderjährigen Migrant/innen, über Menschen, 

die in asbestverseuchten Wohnungen leben, über 

die Probleme der Arbeitslosigkeit, über unsichere 

Beschäftigung und sehr, sehr vieles mehr.

Trotz dieser verschiedenen Probleme und Erfahrungen 

der Teilnehmer/innen war ein erstaunlich guter 

Austausch möglich. Vieles ist mir in Erinnerung 

geblieben: Die Posterpräsentationen, welche nicht 

nur den Kampf der von Armut betroffenen Menschen 

in jedem Land widergespiegelt haben, sondern auch 

die vielen Ähnlichkeiten in ganz Europa aufzeigen 

konnten. Dann die vielen Gespräche und Diskussionen 

während der informellen Mittag- und Abendessen, 

welche ebenfalls dem Erfahrungsaustausch dienten. 

In diesen Gesprächen ohne Dolmetscher war es 

bei den verschiedenen Sprachen unmöglich, alles 

Gesagte genau zu verstehen, aber doch gab es ein 

weitreichendes gegenseitiges Einvernehmen.

Ich erinnere mich an die vielen Fragen aus den 

Workshops für die Politiker/innen und Beamt/

innen im Panel, Menschen die selbst nicht von 

Armut betroffen, aber der Bekämpfung der Armut 

verpflichtet sind. Auch an die knappe Zeit. Als 

Vorsitzende konnte ich nicht jedem, der den Wunsch 

hegte, das Wort zu ergreifen, die Möglichkeit dazu 

geben. Ich erinnere mich an die Enttäuschung vieler 

Teilnehmer/innen, einschließlich meiner selbst, 

darüber, dass das Treffen vorbei war, ehe es begann: 

Nicht alle Fragen wurden gestellt, und nicht alle 

Antworten wurden gefunden.

Zum Glück erfährt diese inzwischen zur Tradition 

gewordene Konferenz nächstes Jahr unter der 

Schirmherrschaft der deutschen EU-Präsidentschaft 

ihre Fortsetzung. Die von Armut betroffenen 

Menschen haben noch sehr viel mehr zu sagen und 

zu fragen. Die Politiker/innen und Beamt/innen 

der nationalen Regierungen und der Institutionen 

der Europäischen Union können noch sehr viel 

mehr zuhören. Ich wünsche dem österreichischen 

Ministerium als Ausrichter dieser Veranstaltung und 

dem Europäischen Armutsnetzwerk als Garant für 

den Fortbestand dieses Prozesses noch viele, viele 

Treffen, die ebenso bereichernd sind wie dieses. Es 

ist mir eine Ehre, daran teilgehabt zu haben!

 
ANMERKUNGEN DER VORSITZENDEN
Karin HEITZMANN
Universitätsassistentin am Institut für Sozialpolitik, Wirtschaftsuniversität Wien



Das 5. Europäische Treffen der von Armut 
betroffenen Menschen fand am 12.-13. Mai 2006 
unter der Schirmherrschaft der österreichischen 
Präsidentschaft der Europäischen Union und mit 
Unterstützung der Europäischen Kommission, des 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 
und des Ausschusses der Regionen in Brüssel statt. 
Die Ausrichtung des Treffens erfolgte mit Hilfe des 
Europäischen Armutsnetzwerkes (EAPN). Das EAPN 
hat das Organisationskomitee bei der Ausarbeitung 
des Inhalts, der Methodologien und beim Treffen 
praktischer Vorkehrungen für das 5. Treffen unterstützt. 
Das Thema lautete: „Wie bewältigen wir den Alltag?“ 
Über 200 Personen nahmen an der Veranstaltung teil. 
Darunter Delegationen der von Armut betroffenen 
Menschen aus 23 Ländern (21 Mitgliedstaaten sowie 
Bulgarien und Norwegen), zahlreiche Mitglieder 
des Ausschusses für Sozialschutz (SPC) und des 
Aktionsprogramms zur Bekämpfung der sozialen 
Ausgrenzung (SEP), Vertreter/innen der Europäischen 
Kommission, des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses, des Ausschusses der Regionen, 
des EAPN und anderer europäischer NROs. 

Die Ausrichtung des Treffens wurde durch ein 
Organisationskomitee mit Vertreter/innen des 
österreichischen Bundesministeriums für soziale 
Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz, 
der Europäischen Kommission, des deutschen 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, des 
belgischen Ministeriums für soziale Integration, des 
EAPN, der Bewegung ATD Vierte Welt, des FEANTSA, 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 
und des Ausschusses der Regionen unterstützt.  
Die Veranstaltung selbst streckte sich über zwei 
Tage und bildete den Höhepunkt von mehreren 
Monaten umfangreicher Vorbereitung. Die Mehrheit 
der nationalen Delegationen der von Armut 
betroffenen Menschen hatte einen detaillierten 
Vorbereitungsprozess durchlaufen und vor der 
Teilnahme am 5. Treffen einen Bericht erstellt. So 
konnte sichergestellt werden, dass die Teilnehmenden 
gut vorbereitet zu dem Treffen kamen und bei den 
Diskussionen in den verschiedenen Workshops 
wichtige Informationen austauschen konnten. Die 
intensive, gute Vorbereitung hat deutlich zum Erfolg 
des eigentlichen Treffens beigetragen. In vielen 

Ländern war der Grad der Vorbereitung umfangreicher 
als in vorhergehenden Jahren. In dieser Hinsicht ist es 
bemerkenswert, dass mehrere Länder, entsprechend 
den Empfehlungen des vorherigen Treffens unter der 
luxemburgischen Präsidentschaft, für die Vorbereitung 
finanzielle Unterstützung von nationalen oder 
regionalen Einrichtungen erhalten haben. So konnten 
in jedem Land Koordinator/innen benannt werden, 
welche dem nationalen Organisationskomitee bei der 
Planung des Treffens Unterstützung bieten und so zu 
einer guten Vorbereitung der am Treffen teilnehmenden 
Delegierten beitragen konnten. Dieser Bericht basiert 
auf den im Voraus erstellten Berichten und auf den 
Diskussionen im Verlauf des 5. Treffens. 
Zusätzlich zu den Berichten der Delegationen stellte die 
Vorbereitung der Posterpräsentationen zur Darstellung 
von Aspekten zur Bewältigung des Alltags durch die 
Teilnehmenden ein weiteres wichtiges Element im 
Vorlauf der Veranstaltung dar. Die Poster wurden zu 
verschiedenen Zeitpunkten im Verlauf der Konferenz 
vorgestellt, haben die Veranstaltung deutlich belebt 
und die Versammlung informiert (Poster abrufbar 
unter www.eapn.org oder www.bmsg.gv.at). 

Die Struktur des Treffens konnte eine weit reichende 
Einbindung aller Teilnehmer/innen sicherstellen. Im 
Anschluss an die Eröffnungssitzung mit Reden der 
Vertreter der österreichischen Präsidentschaft, der 
Europäischen Kommission, des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses, des Ausschusses der Regionen 
und eines Teilnehmers am 4. Europäischen Treffen im 
Jahr 2005, und der Präsentation des ersten Teils der von 
den Delegierten vorbereiteten Poster lag die Betonung 
auf vier Workshopsitzungen. Die Delegierten blieben 
jeweils im ganzen Verlauf in einem Workshop. Nach 
der anschließenden Präsentation der restlichen Poster 
wurden die Hauptergebnisse der verschiedenen 
Workshops in einer Plenarsitzung zusammengefasst 
und vorgestellt. Daraufhin hat das Panel eine Reihe 
von Fragen aus den Workshops beantwortet. Am Panel 
nahmen teil: Vertreter der Europäischen Kommission, 
des Ausschusses für Sozialschutz, des Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschusses und des EAPN. 
Die österreichische Präsidentschaft, die kommende 
deutsche Präsidentschaft und das EAPN haben in einer 
Abschluss-Plenarsitzung Stellungnahmen abgegeben.

EINFÜHRUNG



2. 
ERÖFFNUNGSSITZUNG



Ursula HAUBNER, Bundesministerin für soziale 
Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz, 
Österreich 
Lenia SAMUEL, Europäische Kommission, 
Generaldirektion Beschäftigung, 
Soziales und Chancengleichheit
Luca JAHIER, Europäischer Wirtschafts-
und Sozialausschuss
Harry DIJKSMA, Ausschuss der Regionen
Paul ROSIERS, Teilnehmer am 4. Treffen der 
von Armut betroffenen Menschen, Belgische 
Delegation
 
Österreichische Präsidentschaft
Ursula Haubner, österreichische Bundesministerin 
für soziale Sicherheit, Generationen und 
Konsumentenschutz und amtierende 
Ratspräsidentin, hat in ihrer Eröffnungsansprache 
die Teilnehmer/innen herzlich willkommen geheißen 
und allen Mitwirkenden ihren Dank für ihren 
Beitrag zum Zustandekommen der Veranstaltung 
ausgesprochen, insbesondere der Europäischen 
Kommission, dem Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss, dem Ausschuss der Regionen 
und dem EAPN. Sie betonte die hervorragende 
Vorbereitung durch die Teilnehmenden, besonders 
auch, was in Österreich dazu beigetragen wurde. 
Zum Beispiel fand in Österreich ein hervorragendes 
vorbereitendes Treffen zu dem Thema „Sichtbar 
werden“ statt, an dem viele von Armut betroffene 
Menschen teilgenommen und die verschiedenen 
Erfahrungen ausgetauscht haben. Sie betonte 
weiters, dass die von Armut betroffenen Teilnehmer/
innen an der Konferenz den anwesenden politischen 
Entscheidungsträger/innen bewusst machen 
sollten, was ein Leben in Armut im Alltag bedeutet. 

Die Ministerin anerkannte, dass Unterschiede 
zwischen den und innerhalb der Mitgliedstaaten 
bestehen. Kontext und Umfeld können sich sehr 
unterschiedlich darstellen. Zum Beispiel kann 
der Anteil der Maßnahmen für den Sozialschutz 
am BIP in den einzelnen Mitgliedstaaten sehr 
unterschiedlich ausfallen – von 13.4% in einigen 
Ländern bis zu über 30% in anderen. Es gibt enorme 

Unterschiede in der sozialen Realität und diese 
unterschiedlichen Situationen wirken sich auf den 
Alltag der von Armut betroffenen Menschen aus. Es 
bestehen einige länderspezifische Armutsfaktoren 
und Unterschiede zwischen verschiedenen 
Gruppen, zum Beispiel Arbeitslosen, Working Poor, 
Migrant/innen, Menschen mit Behinderungen und 
allein erziehenden Vätern/Müttern. Sie sprach die 
Hoffnung aus, dass das Thema der Konferenz „Wie 
bewältigen wir den Alltag?“ auf EU-Ebene und auf 
nationaler Ebene zu Ergebnissen führen würde. 

Sie betonte, dass der Europäische Rat neue 
gemeinsame Ziele und Arbeitsmethoden für 
den Sozialschutz und die soziale Eingliederung 
verabschiedet hat, und sich erneut dazu bekannt 
hat, dass Schritte ergriffen werden müssen, um eine 
entscheidende Verringerung der Armut und sozialen 
Ausgrenzung bis zum Jahr 2010 zu erreichen. 
Es ist von großer Wichtigkeit, Wachstum und 
Beschäftigung auf EU-Ebene zu erörtern, aber ebenso 
wichtig ist die Erkenntnis, dass Wachstum nur bei 
sozialem Fortschritt stattfinden kann. Aus diesem 
Grund muss die soziale Dimension berücksichtigt 
werden. Anschließend betonte die Ministerin, dass 
die neuen nationalen Aktionspläne für Sozialschutz 
und soziale Eingliederung bis Mitte September 
fällig sind, und dass es an der Zeit sei, Worte in 
Taten umzusetzen. Sie berichtete, die Woche zuvor 
habe ein vorbereitendes Treffen zur Besprechung 
des österreichischen Entwurfs stattgefunden, 
und dies hätte die Wichtigkeit der Einbeziehung 
aller Stakeholder aus allen Bereichen noch einmal 
bestätigt – von Gemeinden und Regionen, NROs 
und Akteuren der Zivilgesellschaft bis hin zu den 
von Armut betroffenen Menschen selbst. 

Abschließend betonte Frau Ministerin Ursula 
Haubner, dass wir alles unternehmen müssen, 
um Ausgrenzung auszuschließen, Armut zu 
beseitigen und sicherzustellen, dass Menschen in 
die Gesellschaft und den Arbeitsmarkt eingegliedert 
werden. Deshalb müssen wir eine inklusive 
europäische Gesellschaft schaffen.

 2. ERÖFFNUNGSSITZUNG



Europäische Kommission
Lenia Samuel, stellvertretende Generaldirektorin 
in der Generaldirektion für Beschäftigung, Soziale 
Angelegenheiten und Chancengleichheit, begrüßte 
die Delegierten im Namen der Europäischen 
Kommission und rief Botschaften der vier 
vorherigen Treffen der von Armut betroffenen 
Menschen und den seit dem ersten Treffen unter 
der belgischen Präsidentschaft im Jahr 2001 
gemachten Fortschritt in Erinnerung. Die erste 
Botschaft, welche sie unterstrich, lautet, dass 
von Armut betroffene Menschen ein Recht darauf 
haben, Gehör zu finden. Das Treffen im Jahr 2001 
brachte bezüglich des Rechts auf Gehör seitens der 
von Armut betroffenen Menschen eine deutliche 
Verbesserung auf europäischer Ebene. 5 Jahre später 
ist dieses Recht akzeptiert worden. Es ist nun klar, 
dass politische Entscheidungsträger/innen keine 
wirksamen Politiken schaffen können, wenn sie 
nicht verstehen, was Armut bedeutet, und nur die 
Armen selbst können ihnen dies darlegen. Zweitens 
sagte sie, dass die Treffen im Verlauf der letzten 
fünf Jahre für alle Mitwirkenden Katalysatorwirkung 
hatten, dahingehend, dass man darüber nachdenkt, 
wie man am besten die förmliche Verpflichtung der 
von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffenen 
Menschen für die Politikgestaltungsprozesse 
sicherstellen kann. Im letzten Jahr wurde ein Dialog 
zwischen den Vertreter/innen der 68 Millionen 
von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffenen 
Menschen in der EU, und Personen aus den 
nationalen Verwaltungen in Angriff genommen. 
Drittens haben die Treffen die Ansicht bestätigt, 
dass die Ursachen der Armut komplex und vielfältig 
sind. Armut und soziale Ausgrenzung sind nicht nur 
eine Einkommensfrage, so wichtig dieser Aspekt 
auch sein mag. Es geht auch um Hochschul- und 
Berufsbildung, Wohnung, Gesundheit, Zugang zu 
Sozial- und Finanzdienstleistungen, um Integration 
im weiteren Sinne. Die Stimmen und Anliegen aller 
von Armut betroffenen Gruppen müssen zu all diesen 
Aspekten gehört werden und die Antworten seitens 
der politischen Entscheidungsträger/innen müssen 

auf die vielfältigen Aspekte der Armut eingehen. 
Sie fügte hinzu, die Herausforderung, einen 
entscheidenden Beitrag zur Beseitigung der Armut 
und sozialen Ausgrenzung bis 2010 herbeizuführen, 
würde mehr bedeuten, als einzig und allein die 
staatlichen Maßnahmen für Menschen in Armut zu 
verbessern. Die Ursachen der sozialen Ausgrenzung 
in Europa müssen in Angriff genommen werden, 
und es sind deutliche Anstrengungen zu ihrer 
Beseitigung zu unternehmen.

Sie anerkannte die großen Anstrengungen seitens 
der Mitgliedstaaten zur Einbeziehung der NROs, 
Sozialpartner und der regionalen und lokalen 
Behörden und sagte, dies sei ein Verdienst. Aber 
bis dato bleibt der Einbindungsgrad der von Armut 
betroffenen Menschen in den Entwurf nationaler 
Antworten auf Armut und Ausgrenzung niedrig. 

Sie betonte weiterhin, wie schon Ministerin Haubner, 
dass das 5. Treffen zu einem entscheidenden Zeitpunkt 
stattfände, nach den deutlichen Stellungnahmen 
beim Frühjahrsgipfel des Europäischen Rates mit 
der Bestätigung, dass soziale Eingliederung ein 
Schlüsselziel der Union darstellt und eng mit der 
Partnerschaft für Wachstum und Arbeitsplätze 
zusammenwirken muss. Der Rat hat ebenfalls 
neue vereinfachte Ziele und Arbeitsmethoden für 
die gestraffte offene Methode der Koordinierung 
im Bereich Sozialschutz und soziale Eingliederung 
verabschiedet. Sie betonte, die Europäische 
Kommission würde sorgfältig prüfen, wie die 
Mitgliedstaaten die Stakeholder in die Vorbereitung 
der im September fälligen, nächsten NAPs inclusion 
einbezogen haben.

Frau Samuel wies auch auf die Wichtigkeit des 
fortlaufenden gegenseitigen Lernens und des 
fortlaufenden Austausches der guten Praktiken 
hin. Sie sagte, dass es mit dem Start des 
neuen gemeinschaftlichen Aktionsprogramms 
„PROGRESS“ im Jahr 2007 darauf ankommt, auf 
die Erfahrungen und das Wissen aufzubauen, 
welches unter den   vielen verschiedenen Strängen 



des Aktionsprogramms der Gemeinschaft zur 
Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung in den 
letzten vier Jahren gesammelt wurde. Dies umfasst 
das Lernen dahingehend, wie direkt von Armut 
und sozialer Ausgrenzung betroffene Menschen 
einbezogen werden können. 

Daraufhin hob sie zwei neue Initiativen der 
Kommission hervor, von denen sie sich 
Auswirkungen im Alltag der europäischen Bürger/
innen erhoffen würde. Zunächst eine Mitteilung der 
Kommission über eine Anhörung zu Maßnahmen 
auf EU-Ebene zur aktiven Einbeziehung von 
arbeitsmarktfernen Menschen in den Arbeitsmarkt 
und zur Unterstützung jener, für die ein Arbeitsplatz 
keine realistische Option ist. Hier werden 
insbesondere Mindesteinkommenssysteme ins 
Auge gefasst. Mit dieser Anhörungsrunde möchte 
die Kommission Ideen und Vorschläge dahingehend 
sammeln, wie Sozial- und Beschäftigungspolitiken 
den arbeitsfähigen Menschen helfen können, 
eine menschenwürdige Arbeit zu finden, wobei 
gleichzeitig den weiterhin vom Arbeitsmarkt 
ausgeschlossenen Menschen ein angemessener 
Lebensstandard gewährt wird. Die zweite von ihr 
erwähnte Initiative ist die Mitteilung der Kommission 
über soziale Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse in der Europäischen Union. Sie betonte, 
dass es sehr wichtig ist, dass Sozialdiensterbringer 
und nationale Verwaltungen die notwendige Klarheit 
darüber haben, wie die europäischen rechtlichen 
Rahmenbedingungen auf sie Anwendung finden, so 
dass sie ihre Aufgaben wirksam erfüllen können.
Schließlich rief sie das Europäische Jahr der 
Chancengleichheit für Alle 2007 in Erinnerung. 
Sie betonte, Diskriminierung könne häufig zu 
Armut und sozialer Ausgrenzung führen oder diese 
verschlimmern. Deshalb wird sich die Kommission 
im Jahresverlauf um eine Verstärkung der Verbindung 
zwischen der Diskriminierungs- und der sozialen 
Eingliederungspolitik bemühen, um sicherzustellen, 
dass die am meisten benachteiligten Gruppen 
daraus Nutzen ziehen können.

Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss
Luca Jahier, Vizepräsident des Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschusses, begrüßte 
die Delegierten im Namen des Präsidenten 
des Ausschusses. Er sagte den Delegierten, ihr 
Standpunkt sei für die gesamte Gesellschaft 
von Bedeutung. Er betonte, dass das Thema der 
Konferenz, “Wie bewältigen wir den Alltag?”, nicht 
nur für die von Armut betroffenen Menschen 
selbst von Belang sei, sondern eine der größten 
Sorgen für eine Vielzahl von Familien in Europa 
darstelle, verbunden mit Angst und Unsicherheit 
hinsichtlich der Zukunft. Dies wird aus einer kürzlich 
durchgeführten Eurobarometer-Umfrage über die 
Zukunft Europas ersichtlich. Es treten deutlich 
sichtbar eine Reihe von Problemen zutage, die alle 
Bürger in den 25 Mitgliedstaaten betreffen: der 
Kampf gegen Arbeitslosigkeit, der Kampf gegen die 
Auswirkungen der Globalisierung und der Schutz 
der Sozialrechte. 

Wir müssen die Würde des Menschen respektieren. Dies sollte ein 
andauerndes Anliegen der politischen Entscheidungsträger/innen 
sein, wenn sie geeignete Politiken schaffen möchten. Es geht nicht 
um karitative Zwecke und Solidarität gegenüber Ihnen, sondern es 
ist von grundlegender Bedeutung, die Menschenrechte zu garantieren 
und sicherzustellen, dass jeder ein menschenwürdiges Leben führen 
kann, dass Menschen befähigt werden, im Alltag zu bestehen. 
Ursula     Haubner, österreichische Bundesministerin für soziale 
Sicherheit,  Generationen und Konsumentenschutz und amtierende 
Ratspräsidentin

So gut er auch informiert sein mag und so gut seine Absichten auch 
sein mögen, ein politischer Entscheidungsträger kann nicht für sich 
in Anspruch nehmen, in der Lage zu sein, Politiken, Programme und 
Praktiken zur Bekämpfung der Armut und der sozialen Ausgrenzung 
zu erstellen, wenn er nicht versteht, was Armut bedeutet. Und nur die 
Armen selbst können ihm dies darlegen. Lenia Samuel, Europäische 
Kommission

…wir bestehen fortlaufend darauf, dass die Wachstums- und 
Beschäftigungspolitiken im Dienst der sozialen Kohäsion stehen 
müssen. Sozialpolitiken sind somit nicht so sehr als passive Kosten, 
sondern im Laufe der Zeit als produktive Investition in das Sozial- und 
Humankapital der Europäischen Union zu betrachten. Luca Jahier, 
Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss 

Alle im Alltag von Armut betroffenen Menschen erfahren häufig 
Erniedrigung und Mangel an Respekt, Respektlosigkeit. Als ob wir 
weniger Wert hätten, als jemand anders. Wir müssen aber einen 
Schritt weiter gehen, wir dürfen uns nicht auf unsere eigene Situation 
beschränken, sondern sollten unseren Platz in der Gesellschaft finden. 
Paul Rosiers, Vertreter beim 4. Treffen der von Armut betroffenen 
Menschen



Aufgrund dieser Probleme macht sich zunehmend 

Besorgnis breit und die Frage wird gestellt, wie 

Europa größer und besser werden kann. Vor 

diesem Hintergrund glauben 32%, der beste Weg 

zur Schaffung einer wahrhaftigen europäischen 

Staatsbürgerschaft sei die Harmonisierung der 

Sozialschutzsysteme. Herrn Jahier schien es, dass 

die verschiedenen europäischen Institutionen aus 

diesen Berichten zunehmend die Lehre ziehen, dass 

vor allem dieses Thema es ermöglichen wird, das 

europäische Projekt nach dem gefährlichen Stillstand 

des Ratifizierungsprozesses der Verfassung wieder 

in Gang zu bringen. 

Weiterhin betonte er die Signifikanz der Ergebnisse 

des diesjährigen Frühjahrsgipfels des Europäischen 

Rates. Nach einer langen Phase mangelnden 

Gleichgewichts in der europäischen Politik, haben 

die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates die 

Wichtigkeit der Sozialpolitik und insbesondere des 

Kampfes gegen Armut und soziale Ausgrenzung 

bestätigt. Besonders verwies er auf Paragraph 69 

der Ratsschlussfolgerungen und das Ziel, eine 

entscheidende Verringerung von Armut und sozialer 

Ausgrenzung bis zum Jahr 2010 zu erreichen.

Er hob hervor, dass die meisten politischen 

Schlüsselbereiche für Armut und soziale 

Ausgrenzung noch im Zuständigkeitsbereich der 

Mitgliedstaaten liegen. Die offene Methode der 

Koordinierung im Bereich soziale Eingliederung ist 

somit ein freiwilliger Prozess. Allerdings bleiben die 

Ergebnisse fünf Jahre nach dem Beginn hinter den 

Erwartungen zurück. 

Er wies darauf hin, dass die absolute Armut zwar 

seit 1970 abgenommen hat, Ungleichheiten aber 

weiter zugenommen haben, insbesondere im 

mediterranen und angelsächsischen Gebiet. Laut 

Eurostat leben etwa 72 Millionen Menschen, dies 

entspricht 16% der europäischen Bevölkerung, 

in Armut. In Italien, Spanien und Portugal sogar 

19%, und 21% in Irland, Griechenland und der 

Slowakischen Republik. Die reichsten 20 Prozent 

der Europäer besitzen fast fünfmal mehr als die 

ärmsten 20 Prozent. Dann nannte er eine Reihe von 

Zahlen, stellte damit schlechte Arbeitsbedingungen 

und Bezahlung heraus, und zeigte auf, dass viele 

Menschen arbeiten, aber in Armut leben, eine 

unsichere Arbeit haben und häufig einen Lohn 

beziehen, der unterhalb der Armutsgrenze liegt. Man 

kann davon ausgehen, dass ungefähr ein Viertel der 

arbeitenden Europäer eine unsichere oder qualitativ 

schlechte Arbeit ausübt.

Herr Jahier betonte, dass der Wirtschafts- 

und Sozialausschuss darauf besteht, dass die 

Wachstums- und Beschäftigungspolitiken im 

Dienst der sozialen Kohäsion stehen sollten, und 

dass Sozialpolitiken als produktive Investition in 

das Sozial- und Humankapital der Europäischen 

Union zu betrachten seien. Somit muss das 

Europäische Sozialmodell mit Inhalt ausgefüllt 

werden. Des Weiteren informierte er die Delegierten, 

dass der Ausschuss Beschäftigung und soziale 

Angelegenheiten des Europäischen Parlaments die 

Absicht habe, im September eine Entschließung 

über die Zukunft des Europäischen Sozialmodells 

vorzuschlagen, und dass die Arbeit beim 5. Treffen 

in die Vorbereitung der Entschließung einfließen 

würde. Abschließend ließ er verlauten, dass es gilt, 

konkrete und wirksame Antworten auf die sozialen 

Herausforderungen zu geben, um das Vertrauen 

der Bürger/innen zurückzugewinnen und Europa 

aus der Sackgasse der letzten Jahre herauszuholen.

Ausschuss der Regionen
Harry Dijksma, Vertreter des Ausschusses der 

Regionen, begrüßte die Delegierten. Er umriss 

die beiden Rollen des Ausschusses als beratender 

Ausschuss zur Vertretung der Ansichten von lokalen 

und regionalen Behörden, und als Plattform für alle 

Städte und Regionen, um sich zu versammeln und 

Projekte und Ideen zu generieren. Die Mitglieder des 

Ausschusses behandeln vielfältige soziale Themen 

auf lokaler und regionaler Ebene, einschließlich 



der Bekämpfung der Armut und der Verbesserung 

der Situation von Menschen, die sich schwierigen 

Umständen gegenübersehen. 

Im Anschluss betonte er, es gäbe keine einfache 

Lösung für das Problem der Armut und sozialen 

Ausgrenzung. Die Situation gestaltet sich von Land 

zu Land, von Region zu Region unterschiedlich, 

aber ebenso von Familie zu Familie und einer 

Person in Armut zu einer anderen. In vielen Fällen 

ist eine maßgeschneiderte Lösung erforderlich. 

Der Mehrwert lokaler und regionaler Behörden im 

Hinblick auf die Bekämpfung der Armut liegt dann 

darin, einen soliden Rahmen und eine äußerst präzise 

Definition der beiderseitigen Verantwortungen aller 

beteiligten Akteure zu bieten. Die Regierung kann 

Hilfestellung geben, aber nicht immer im Namen 

der Bürger die Situation beurteilen. Regierungen 

sollten somit davon absehen, auf persönlicher Ebene 

einzugreifen, selbst wenn arme Menschen betroffen 

sind. Er warnte vor einfachen, schnellen Lösungen. 

Nach 23 Jahren Erfahrung im Bankwesen könne er 

sagen, dass bei Verschuldung frühzeitiges Handeln 

zur Unterstützung der Menschen wichtig ist. 

Schließlich hob er die Bedeutung des Austausches 

von Wissen und guten Praktiken im Bereich Armut 

hervor und versicherte den Delegierten, dass der 

Ausschuss der Regionen zu der europäischen 

Debatte über Armut so weit wie möglich seinen 

Beitrag leisten würde.

Vertreter des 4. Treffens
Paul Rosiers, ein Teilnehmer beim vorhergehenden 

europäischen Treffen, erinnerte die Delegierten an 

einige der wichtigsten Ergebnisse des 4. Treffens. 

Er erklärte, das Treffen habe sich auf das Bild der 

Armut fokussiert: Wie werden von Armut betroffene 

Menschen wahrgenommen, wie möchten sie 

wahrgenommen werden? Die Schlußfolgerung 

war, dass noch viele Dinge unternommen 

werden müssten, um das Bild zu verbessern. Als 

Kommentar zu den von Herrn Jahier vorgelegten 

Zahlen zur Armut sagte er, es sei schade zu hören, 

dass die Zahlen in einer so reichen Region wie der 

Europäischen Union so hoch ausfallen. 

Weiterhin hatten die Delegierten zur Vorbereitung 

des 5. Treffens einen Bericht über die nach dem 

4. Treffen durchgeführten Aktivitäten erhalten. So 

konnten sie sehen, dass immer noch viele Dinge zu 

tun sind, selbst wenn Fortschritte gemacht wurde 

und kleine und manchmal große Schritte vollzogen 

wurden. Er betonte, es gäbe im Verlauf der beiden 

Tage weitere Möglichkeiten zum gemeinsamen 

Austausch und zur Diskussion mit Vertreter/innen 

unserer einzelnen Länder. Zwei Tage seien nicht 

ausreichend, aber man könnte einen kleinen Schritt 

weiterkommen. Er sagte, nach dem 4. Treffen seien 

die Delegierten mit neuem Mut ans Werk gegangen. 

Auch nach dem 5. Treffen müssten die Arbeiten 

fortgesetzt werden und Worten müssten praktische 

Taten folgen. Indes legte er die Betonung darauf, 

dass die von Armut betroffenen Menschen dazu die 

Unterstützung der Politiker/innen bräuchten. Aus 

diesem Grund sollten diese den Delegierten sehr 

aufmerksam zuhören. Unsere Bemerkungen und 

Schlussfolgerungen müssten von uns, von Politiker/

innen und von politischen Entscheidungsträger/

innen aufgegriffen werden.

Er unterstrich, dass das diesjährige Thema, 

„Wie bewältigen wir den Alltag?“, für von Armut 

betroffene Menschen sehr wichtig ist. Es spricht an, 

was Menschen tun müssen, um zu überleben. Er 

wies auf die möglicherweise von Mitgliedstaat zu 

Mitgliedstaat sehr unterschiedlichen Ergebnisse der 

vielen Studien zum Thema Armut in der Europäischen 

Union hin, so dass ein allgemeiner Überblick über 

Armut schwer falle. Dies ist ein Grund für das 

manchmal sehr negative Bild von den von Armut 

betroffenen Menschen. Er sagte, dass von Armut 

als Armutsgrenze, als Armutsschwelle gesprochen 

wird, die einkommensabhängig berechnet wird, 

aber er betonte, dass es auch wichtig ist zu wissen, 

was mit dem verfügbaren Einkommen gemacht 

werden kann. 



Deshalb haben die Delegierten dieses besondere 

Thema in der Vorbereitung auf das 5. Treffen 

behandelt. Folgende Fragen wurden gestellt: Was sind 

die Ausgaben für eine geeignete Wohnung? Für eine 

Unterkunft? Was ist für Lebensmittel auszugeben? 

Er unterstrich, dass es nicht nur an Wissenschaftler/

innen ist, diese Fragen zu untersuchen. Studien 

sind sachdienlich, aber sie reichen nicht aus, um 

eine Antwort zu geben. Er brachte die Hoffnung 

zum Ausdruck, dass die Diskussionen im Verlauf 

der beiden folgenden Tage einige kleine Lösungen 

herbeiführen würden. Dies ist ein erster Schritt, 

dem im Zuge der Vorbereitungen der Delegierten 

auf das 6. Treffen viele andere folgen werden. Das 

Ziel, sagte er, bleibt immer dasselbe: das Image der 

Armut zu verbessern, zu vermitteln, was Armut für 

uns bedeutet und wie wir den Alltag bewältigen. 

Herr Rosiers betonte im Folgenden, dass es wichtig 

ist, jetzt zu Lösungen beizutragen, während die 

Diskussionen über das Mindesteinkommen auf 

der europäischen Ebene stattfinden. Von Armut 

betroffene Menschen möchten an den Diskussionen 

teilhaben, ihren Beitrag dazu leisten und 

unterstreichen, dass das Thema Armut nicht nur 

finanzielle Angelegenheiten, sondern auch Aspekte 

wie Arbeitsbedingungen und Wohnverhältnisse 

umfasst. Alle Bürger haben ein Recht auf bessere 

Lebensqualität. Er sagte, die an der Konferenz 

teilnehmenden Delegierten müssten bei dieser 

Debatte ihre Beiträge leisten. 

Er hob ebenfalls hervor, dass das 5. Treffen zu 

einem wichtigen Zeitpunkt stattfindet, weil die 

neuen nationalen Aktionspläne für Eingliederung 

im September fällig sind. Er hoffte, dass die 

Diskussionen bei der Konferenz dazu dienen 

würden, einige Prioritäten zu den neuen nationalen 

Aktionsplänen beizutragen, und dass es bezüglich 

der von den Delegierten besprochenen Prioritäten 

in der Folge zum Mainstreaming in den NAPs 

käme. Wenn die NAPs inclusion, so betonte er, nicht 

die Realität des Lebens der von Armut betroffenen 

Menschen berücksichtigen, bleiben sie eine rein 

theoretische Übung. Er brachte die Hoffnung 

zum Ausdruck, dass die neuen NAPs inclusion zu 

einem Motor werden, ein Motor für mehr soziale 

Eingliederung auf europäischer Ebene. Dies ist 

notwendig, möchten wir einen entscheidenden 

Beitrag zur Beseitigung der Armut bis zum Jahr 2010 

leisten, eines - wie im Jahr 2000 in Nizza formuliert 

- der wichtigsten Ziele in der Europäischen Union.



3. 
MITTEILUNGEN AUS DEN WORKSHOPS



3.1 Bedeutung der Partizipation 
Sollten die weit reichenden Diskussionen der 
acht Workshops in einem Satz zusammengefasst 
werden, würde eine Botschaft herausstechen: Die 
Einbindung der von Armut betroffenen Menschen 
in die Entscheidungen, die ihr tägliches Leben 
betreffen, ist von grundlegender Bedeutung. 
Dafür wurden zwei Hauptargumente vorgebracht. 
Erstens haben von Armut betroffene Menschen das 
Recht, gehört zu werden und dass ihre Ansichten 
geachtet werden. Ein Delegierter brachte dies mit 
folgenden Worten zum Ausdruck: „Wir möchten 
respektiert werden.” Zweitens sind die Menschen 
in Armut doch die Expert/innen, wenn es um ihr 
Leben geht. Ihre Einbindung ist somit der einzige 
Weg, sollen wirksame Politiken zur Vermeidung und 
Beseitigung der Armut und sozialen Ausgrenzung 
gefunden werden. Schlussfolgernd lässt sich sagen, 
dass politische Entscheidungsträger/innen in 
einem bedeutungsvollen Dialog auf europäischer, 
nationaler und lokaler Ebene zuhören und sich 
diesem verpflichten müssen. 

Die Delegierten anerkannten natürlich, dass 
das Erreichen wahrhaftiger Einbindung und 
Partizipation schwierig ist. Für echte Partizipation 
müssen Systeme und Dienstleistungen offen und 
transparent sein. Dies bedeutet, die von Armut 
betroffenen Menschen müssen den Regierungen 
„lehren“, wie man mit ihnen zusammenarbeitet, 
und sie müssen den Menschen unablässig erklären, 
wie die Realität eines Lebens in Armut aussieht. 
Oder, zu diesem Schluss kam ein Workshop, es 
geht darum, „die unterschiedlichen Welten der 
Verwaltung und der von Armut betroffenen Menschen 
aufeinander abzustimmen”. Indessen nimmt die 
Zahl der Beispiele guter Praxis zur Förderung der 
Einbindung zu. Zum Beispiel wurde in Belgien ein 
Projekt für in Armut lebende Menschen in Angriff 

genommen und nun arbeiten diese in verschiedenen 
Verwaltungseinheiten der Regierung an der 
Verbesserung des Zugangs von Armut betroffener 
Gruppen zu den Dienstleistungen. Sie nehmen 
dazu an einem besonderen Ausbildungsgang teil 
und können ihre Armutserfahrung beruflich nutzen. 
In Portugal haben 3 regionale Treffen für von Armut 
betroffene Menschen stattgefunden. In Österreich 
hat das Ministerium für soziale Sicherheit, 
Generationen und Konsumentenschutz mit dem 
österreichischen EAPN-Netzwerk dieses Jahr die 
Treffen zum Thema „Sichtbar Werden!“ in Angriff 
genommen. In Irland lag das Augenmerk auf einem 
Projekt zur Förderung der aktiven Staatsbürgerschaft, 
und zwar wurden von Armut betroffene Menschen 
darin bestärkt zu wählen. In der französischen Region 
Champagne-Ardennes wurde die Vorbereitung auf 
die europäischen Treffen der von Armut betroffenen 
Menschen unterstützt. In Bordeaux gibt es eine 
Initiative zur Integration durch Beschäftigung. 
UNIOPPS (ein großer französischer Sozialverband) 
hat eine Arbeitsgruppe für die Partizipation im 
Gesundheitssektor eingerichtet, so dass von Armut 
betroffene Menschen Gesundheitsarbeiter/innen 
aufsuchen können. Die Stadtbehörden von Santa 
Lucia (Gran Canaria) und Cordoba in Spanien 
haben Praktiken zur partizipativen Budgetplanung 
verwirklicht.

Es wurden verschiedene Vorschläge zur Förderung 
der Partizipation unterbreitet. Insbesondere wurde 
die Wichtigkeit der Ressourcen für die Partizipation 
an der Politikgestaltung betont, Ressourcen im Sinne 
von Geld, Zeit, Hardware und Software. Portugal 
wurde in dieser Hinsicht als Beispiel guter Praxis 
erwähnt, durch die Bereitstellung der Finanzen für 
die letzten vier Treffen der von Armut betroffenen 

Menschen wurde die Partizipation ermöglicht. 
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Ein weiterer praktischer Vorschlag war die 

Vereinbarung einer Reihe von Indikatoren zur 

Überwachung der Partizipation und zur jährlichen 

Messung des Fortschritts in den Mitgliedstaaten. 

Das EAPN könnte diesen Prozess koordinieren.

Es wurde hervorgehoben, dass die Partizipation 

regelmäßig erfolgen muss und einen formellen 

Status sowie eine Struktur erfordert. Insbesondere 

die Europäischen Treffen der von Armut betroffenen 

Menschen erfordern eine formelle Anerkennung 

und ihre Regelmäßigkeit sollte garantiert werden. 

Die Treffen dürfen nicht vom guten Willen der 

Präsidentschaft abhängen.

3.2 Realität der Armut und der sozialen Ausgrenzung
Die Bewältigung ist ein ständiger Kampf

Die Bewältigung der Armut ist schwierig. Es ist ein 

täglicher Kampf ums Leben und Überleben, wenn 

auch ein gutes universelles Sozialsystem von großer 

Hilfe sein kann. Es gab viele Erklärungen für die 

Schwierigkeit der Bewältigung:

 

Isolation: Menschen in Armut stehen oft alleine da, 

abgeschnitten von Freunden und Familie. Manchmal 

ist dies so, weil man in einer abgeschnittenen 

ländlichen Gegend wohnt. Aber auch im Stadtghetto 

kann man völlig abgeschnitten sein. Manchmal 

fühlt man sich aufgrund hoher Verbrechens- und 

Vandalismusraten im Wohnviertel nicht in der Lage, 

abends auf die Straße zu gehen, und so wird man zum 

Gefangenen im eigenen Heim. Familienmitglieder 

sind häufig weit voneinander entfernt. So leben 

viele Menschen hinter verschlossenen Türen, und 

gegenseitige Hilfe in der Nachbarschaft gibt es 

nicht mehr. Ein Teilnehmer ließ verlauten, dass 

man in solchen Situationen als Angehöriger einer 

Religionsgemeinschaft noch die Möglichkeit hätte, 

an Sozialveranstaltungen teilzunehmen.

Informationsmangel: Der Mangel an Zugang zu 

Information oder Unwissen, an wen man sich mit 

Fragen wenden kann, begrenzt den Zugang zu Hilfe 

und Dienstleistungen oder, mit den Worten eines 

Delegierten: „Das System ist zu kompliziert, ich 

weiß nicht, wo ich was bekomme“. Gelegentlich hat 

man aber auch zu viele Informationen und dann 

fällt es schwer, das wichtige herauszufiltern. Die 

wachsende Wissenskluft im Zusammenhang mit 

elektronischen Medien schneidet ebenfalls einige 

Menschen von wichtigen Informationsquellen ab. 

Grundbedürfnisse werden nicht erfüllt: 

Grundbedürfnisse wie Zugang zu geeigneter 

Wohnung, Gesundheitsdiensten und Schulen 

werden oft nicht erfüllt. Dies kann sowohl die 

Ursache als auch die Folge der Armut und 

sozialen Ausgrenzung sein. Das Leben in einer 

ärmlichen oder qualitativ schlechten Unterkunft 

geht einher mit nicht ausgeführten notwendigen 

Reparaturen, ausbeuterischen Vermieter/innen, 

mit hohen Mieten, zu wenig Wohnraum, mit 

gesundheitsbeeinträchtigenden Faktoren, die noch 

weiter verschlechtert werden können durch Dinge 

wie Asbest. Alles zusammen führt in einer Familie 

zu Stress und Trennung. Menschen sehen sich 

sogar gezwungen, ihre Region zu verlassen, weil sie 

es sich nicht mehr leisten können, dort zu bleiben. 

Selbst wenn Wohnbeihilfe verfügbar ist, scheint das 

System oft zu kompliziert, und Betroffene werden 

von Anbietern wesentlicher Dienstleistungen nicht 

selten respektlos oder gleichgültig behandelt und 

stigmatisiert. Oft scheint der öffentliche Dienst 

zu bürokratisch, mit zu vielen Dokumenten und 

mangelnder Koordination

Ich habe Freunde verloren, weil ich nicht an ihren Aktivitäten 

teilnehmen kann. Auch die Teilnahme an Selbsthilfegruppen erfordert 

Zeit und Geld. Mein Geld ist knapp und ich habe keine Zeit, an 

Diskussionen teilzunehmen.

Ich kann mir die Tageszeitung nicht leisten. Bücher, insbesondere 

wissenschaftliche Literatur, ist zu teuer.

Von Armut betroffene Menschen haben nicht denselben Zugang 

zu Information wie andere. Deshalb wissen einige nicht, wo sie 

Hilfe bekommen können. Andere wissen nicht einmal, dass es die 

Möglichkeit gibt, um Hilfe zu bitten.



Rassismus und Diskriminierung: Rassismus und 
Diskriminierung vertiefen die Isolation und das 
Ausgrenzungsgefühl, sie sind eine Armutsursache. 
Diskriminierung kann verschiedene Formen 
annehmen: Gewalt und Missbrauch, respektlose 
Dienstleistungserbringer/innen, kein Zugang zu 
Wohnung und Diskriminierung am Arbeitsplatz. 
Asylbewerber/innen, Migrant/innen und Flüchtlinge 
erfahren oft zweifache Diskriminierung. Ihr Zugang 
zu Beschäftigung, öffentlichen Dienstleistungen 
und Wohnung wird durch Diskriminierung noch 
schwieriger. Dunkle Hautfarbe, ein ausländisch 
klingender Name oder ein Akzent sind schon Grund 
genug, um von einem/r Vermieter/in abgewiesen zu 
werden. 

Mangel an Ressourcen: Manchmal, insbesondere 
in einigen der neuen Mitgliedstaaten, kann das 
Leben mit geringem Einkommen extrem hart sein, 
und absolute Grundbedürfnisse werden nicht 
erfüllt. Besonders gilt dies für Gruppen wie Roma 
und Migrant/innen ohne Papiere. Die Kosten für 
die Grundversorgung mit Wasser, Heizung und 

Strom steigen ständig. In den reicheren Ländern 
ist die Situation vielleicht nicht so extrem, aber 
es kann doch an angemessener Lebensqualität 
fehlen, weil man nicht in der Lage ist, voll an der 
Gesellschaft teilzuhaben und an gesellschaftlichen 
oder Freizeitaktivitäten teilzunehmen. Arm sein 
bedeutet, keine Mittel für gesunde Ernährung zu 
haben, für neue Kleidung oder Urlaub, für einen 
Kneipen-, Kino- oder Theaterbesuch, für eine 
Tanzveranstaltung, Freunde, Medikamente oder den 
Zahnarztbesuch. Ist kein Supermarkt in der Nähe, 
ist man vielleicht gezwungen, im teureren Geschäft 
um die Ecke einzukaufen und dann steigen die 
Lebenshaltungskosten. Man steht auf des Messers 
Schneide. Unerwartete Umstände wie langfristige 
Krankheit, Schäden an langlebigen Gebrauchsgütern 
oder der Verlust des Arbeitsplatzes können das 
Familienbudget zu Fall bringen. Spareinlagen oder 
Rücklagen gibt es nicht. Man lebt von Tag zu Tag. 

Mangel an ausreichenden Mitteln kann darauf 
zurückzuführen sein, dass man nur wenig 
Unterstützung erhält oder gar keinen Anspruch auf 
Unterstützung hat, und zwar altersbedingt, wegen 
fehlender Dokumente oder Arbeitslosigkeit, oder 
aber weil man eine gering bezahlte oder unsichere 
Beschäftigung ausübt. Mangel an Mitteln kann zu 
Verschuldung führen und in der Folge dazu, dass 
Betroffene ausgebeutet werden, in eine illegale 
Situation geraten oder zur Prostitution gezwungen 
werden.

Ich habe in Pappkartons geschlafen. Ich hatte die Wahl: Auf der 

Straße sterben oder mein Leben wieder selbst in die Hand nehmen. 

Ich bat das Sozialamt, mir bei der Suche nach einer Unterkunft zu 

helfen. Eine enorme Bürokratie kam auf mich zu. Mehrmals musste 

ich meine Geschichte erzählen, immer wieder, und es dauerte Jahre, 

bis ich eine Unterkunft bekam. 

Unsere Häuser sind in einem katastrophalen Zustand, aber wir müssen 

immer noch Riesensummen Geld für Miete, Gas und Strom bezahlen. 

Ist eine Reparatur auszuführen, kommt die Verwaltung nicht, weil 

sie unsere Häuser für eine Katastrophe halten, und dahin gehen sie 

nicht.

Die Ferienwohnungen für Touristen in Spanien stehen außerhalb 

der Saison leer. Viele Obdachlose hingegen haben kein Dach über 

dem Kopf. Wie können wir unseren Kindern diese Ungerechtigkeit 

erklären? 

Ich habe kein Geld, um den Fernseher reparieren zu lassen.

Ich kann nur billige Lebensmittel kaufen. Obst und Gemüse für die 

Kinder sind zu teuer. Fisch ist unbezahlbar. „Gesunde Lebensmittel“ 

sind für mich zu teuer.

Das Problem ist nicht, dass wir gelegentlich kein Geld haben. Das 

wirkliche Problem ist, dass wir unser ganzes Leben so leben und unsere 

Kinder in der gleichen Situation aufwachsen und bleiben werden.

Die Beamten zeigen immer viel Mitleid, wenn ich über mein Leben 

erzähle, aber Regeln verhindern die effiziente Hilfe.

Ohne Einkommen, Arbeit oder wenigstens einem Mindesteinkommen 

kann man keine Miete zahlen.

Wegen unserer Arbeitslosigkeit können wir nichts Schönes für unser 

Haus kaufen. Wir bekommen kein Geld oder Darlehen von der Bank. 

Niemand gibt einem Arbeitslosen ein Darlehen.

Ich suche Arbeit. Ich unternehme alles menschenmögliche, um eine 

Arbeit zu finden… Was soll ich sagen? Ich will arbeiten. Ich bin jung. 

Ich will arbeiten, und tagtäglich sehe ich mich der Armut gegenüber. 

Die Diskriminierung beruht auf unserem Roma-Ursprung.

Ich benutze den Ausdruck das weiße Kind und das dunkelhäutige, weil 

sie hier so über uns reden… Sie nennen uns dunkelhäutige Menschen, 

aber wir gehören zu der tschechischen Gesellschaft. Wir sind hier 

geboren. Wir sind hier zur Schule gegangen.



Schlechte Gesundheit: Der Stress der Armut und 
Diskriminierung kann sich auf geistige und körperliche 
Gesundheit schädlich auswirken. Für Migrant/innen 
ohne Papiere ist die Situation aufgrund des fehlenden 
Zugangs zu Gesundheitsdiensten (ausgenommen 
Notfälle) noch schlimmer. In einigen Ländern 
verweigern Ärzte und Zahnärzte Menschen, die kein 
Geld für Medikamente haben, den Dienst. Die Kosten 
für Medizin und andere Gesundheitsprodukte sind für 
einige ein echtes Problem. Diskriminierung im Zugang 
zu Gesundheitsdiensten kann auch problematisch 
sein.

Machtlos: Lebt man in Armut, fühlt man sich machtlos, 
man hat keine Wahl, denn man hat keinen Einfluss auf 
die Entscheidungen, die das eigene Leben betreffen. 
Man fühlt sich stigmatisiert und gibt sich selbst die 
Schuld. Es besteht wenig Hoffnung auf ein besseres 
Leben. Ein Umzug wäre zu teuer und würde zu 
Verschuldung führen.                

Wachsende Kluft
Die Kluft zwischen arm und reich wächst. Die 
Einkommenslücke nimmt zu. Nicht nur, weil die 
Kluft zwischen der arbeitenden Bevölkerung und 
den vom Arbeitsmarkt ausgeschlossenen Menschen 
größer wird, sondern auch weil das Problem der 
geringen Bezahlung zunimmt. Diese reicht nicht 
aus, um Betroffenen aus der Armutssituation 
hinauszuhelfen. Auch in anderen Bereichen wächst 
die Kluft. Die zunehmende Privatisierung öffentlicher 
Versorgungsanlagen und Dienstleistungen führt zu 
Gebührenerhöhungen, welche Geringverdiener nicht 
bezahlen können, und dementsprechend können 
die Dienste nur noch in geringerem Maße genutzt 
werden. Einige Menschen verdienen viel Geld mit dem 
Kauf und Verkauf von Häusern, andere können kein 
bezahlbares Haus finden. Der Mindestlohn reicht nicht 
für den Kauf eines Hauses und Räumungen nehmen 
zu, weil die Menschen die Miete nicht mehr bezahlen 
können. Der Verkauf von Sozialwohnungen reduziert 

die Möglichkeiten der Geringverdiener. Steigende 
Gebühren für Gesundheitsdienste, Medikamente 
und Zahnpflege vermindern den Zugang für diese 
Gruppe. Der Mangel an bezahlbaren öffentlichen 
Verkehrsmitteln verringert die Mobilität der 
Ärmsten. So können sie weniger an der Gesellschaft 
teilhaben. Die steigenden Kosten für die Teilnahme 
an gesellschaftlichen, kulturellen und sportlichen 
Aktivitäten schränkt die Partizipation der von Armut 
betroffenen Menschen weiter ein.

Mehr unangemessene und unsichere Arbeit
Für viele Menschen ist der Zugang zu 
menschenwürdiger Arbeit deutlich eingeschränkt. 
Oft ist die Arbeit gering bezahlt und unsicher, 
und sie reicht nicht aus, um Betroffenen aus ihrer 
Armutssituation hinauszuhelfen. Als Folge von 
Diskriminierung und Rassismus wird der Zugang 
erschwert, insbesondere für Roma, Asylbewerber/
innen und Migrant/innen ohne Papiere, aber auch für 
andere, wie allein erziehende Mütter und Menschen 
mit Behinderung. Dies zwingt einige Menschen zu 
illegaler oder unregulierter Beschäftigung. Workfare-
Maßnahmen und Kürzung der Leistungen, ohne 
Berücksichtung der Verfügbarkeit menschenwürdiger 
Arbeit, führen des Weiteren zu Ausbeutung und 
Menschen werden gezwungen, gering bezahlte Arbeit 
anzunehmen. Derartige Maßnahmen scheinen oft 
nicht zu berücksichtigen, dass für einige Betroffene 
ein Arbeitsplatz aufgrund besonderer Schwierigkeiten 
keine realisierbare Option ist. Häufig sind nicht 
genügend Arbeitsplätze vorhanden, und auch wenn 
man sucht, ist ein Arbeitsplatz nicht immer leicht 
gefunden. Die Verlagerung der Fabriken in zukünftige 
Mitgliedstaaten und über deren Grenzen hinaus 
schafft neue Risiken bezüglich Arbeitslosigkeit und 
hat möglicherweise ebenfalls negative Auswirkungen 
auf soziale Standards in den Ländern, in denen sie 
sich niederlassen. 

Die Art, wie man betrachtet wird, ist erniedrigend. Man gilt nicht 

als Mensch.

Seit Jahren sehe ich keinen Fortschritt. Ich habe keine Zukunft.

Ich fühle mich ein wenig wie Don Quichotte. Ich kämpfe hier und da 

gegen Windmühlen und es gibt keine wirkliche Hoffnung mehr.

Stelle ich mich vor und sage, ich lebe auf der Straße, werde ich direkt 
diskriminiert.

Ich habe keine Arbeit und keine Unterkunft. Wie kann ich mein 
Leben gestalten, wenn ich keine Arbeit habe?

Ich muss zugeben, dass ich schwarzarbeite, aber nicht, weil ich das 
gut finde. Ich bin mir der Konsequenzen voll und ganz bewusst, aber 
anders bekomme ich keine Arbeit. 



Sorge um ihre Kinder

Viele Eltern befürchten, dass die Dinge, die sie in 

ihrer Jugend entbehren mussten, nun auch ihren 

Kindern fehlen. Sie befürchten nicht nur, dass 

es den Kindern vielleicht an Grundbedürfnissen 

oder angemessenem Zugang zu wesentlichen 

Dienstleistungen fehlt, sondern auch, dass die 

Kinder nicht die Möglichkeit haben, an normalen 

gesellschaftlichen, kulturellen und Freizeitaktivitäten 

teilzunehmen. In vielen Fällen verzichten die Eltern 

für die Ernährung und Erziehung ihrer Kinder auf 

bestimmte Dinge.

3.3 Was wird für ein gutes Leben benötigt?

Menschenrechte und Würde für alle

Das wichtigste Grundbedürfnis für ein gutes 

Leben ist der Respekt der Menschenrechte und der 

Würde aller Menschen ungeachtet ihres ethnischen 

Ursprungs, ihrer Religion oder ihrer Rechtsstellung. 

Jeder Einzelne muss mit seiner Lebensgeschichte 

zählen. Regierungen müssen die Sozialrechte 

garantieren. NROs können eine wichtige Rolle 

spielen, Dienste und Möglichkeiten bieten, aber 

die Regierung muss die Rolle des Regulators 

übernehmen und für kompetente Sozialpolitiken 

sorgen.

Angemessenes Mindesteinkommen

In der EU, einem so wohlhabenden Teil der Welt, 

sollte jedem/r Bürger/in ein ausreichendes 

Mindesteinkommen garantiert werden, so dass 

er/sie die Rechnungen (insbesondere Miete und 

tägliche Lebenshaltungskosten) bezahlen, gesunde 

Lebensmittel kaufen und in Würde leben kann. 

Das Mindesteinkommen sollte nicht nur für die 

Grundbedürfnisse ausreichen, sondern sollte 

auch die Teilnahme am gesellschaftlichen und 

kulturellen Leben und die persönliche Entfaltung 

ermöglichen. Dies erfordert nicht nur besseren 

Zugang zu Arbeit, sondern auch eine fairere 

Umverteilung der Mittel. Alle Mitgliedstaaten 

sollten über ein Mindesteinkommenssystem 

verfügen und Menschen, die nicht arbeiten können, 

Schutz bieten. Dies sollte auf angemessenem 

Niveau erfolgen. Die Summe sollte sowohl die mit 

dem Alter zunehmenden Bedürfnisse der Kinder 

berücksichtigen als auch zusätzliche Kosten für 

bestimmte Gruppen, wie zum Beispiel Menschen 

mit Behinderung. Junge Menschen unter 25 sollten 

von den Leistungen nicht ausgeschlossen werden. 

Leistungen und Mindestlohn sollten an steigende 

Kosten für Miete oder für die Grundversorgung mit 

Wasser, Gas und Strom angepasst werden. 

Umsetzung der Antidiskriminierungs-Gesetzgebung

Eine starke Antidiskriminierungs- und 

Gleichbehandlungsgesetzgebung, die strikt 

umgesetzt wird und das Recht auf Arbeit und 

gleichen Zugang zu Dienstleistungen für alle 

garantiert, auch für Migrant/innen ohne Papiere, 

Roma und Menschen mit Behinderung, ist von 

grundlegender Bedeutung.

 Die EU muss etwas für die Kinder tun. Was hat mein Leben für 

einen Sinn, wenn ich meinen Kindern keine Zukunft geben kann?

Kinder in Armut sind für mich eine sehr ernstzunehmende Frage. 

Hierüber müssen wir sprechen… Sie dürfen nicht so leben wie wir, 

wir müssen alles tun, damit es ihnen besser geht im Leben.

Armut in der Kindheit ist Diskriminierung.

Ich kann die Freunde meiner Kinder nicht nach Hause einladen, es 

ist zu eng bei uns. Deshalb werden meine Kinder nun auch nicht 

mehr eingeladen, und sie werden ebenfalls ausgeschlossen. Wir sind 

gezwungen, uns versteckt zu halten.

Meine Kinder können nicht an Skiausflügen mit der Schule 

teilnehmen oder an einem Sprachaufenthalt im Ausland für eine 

Woche. Lebenslanges Lernen ist unbezahlbar. Kulturelle Aktivitäten 

sind für mich zu teuer.

Meine Kinder werden meine Armut erben.

Geld gibt es genug, aber wir brauchen eine bessere Umverteilung.

Wir sind des Redens für nichts und wieder nichts müde. Die politische 

Welt muss etwas unternehmen. Wir wollen Fortschritt, wir wollen 

Ergebnisse und konkrete Handlungen. Wir wollen wissen, was die EU 

unternimmt, um die Frage der Armut zu lösen. Hierher zu kommen 

fällt uns enorm schwer. Wir gehen ein Risiko ein und möchten dann 

von den Politiker/innen auch ernst genommen werden.

Wir müssen die Demokratie wieder in unsere Hände nehmen. Wir 

müssen uns bewusst sein, dass wir das Recht haben, ungehalten zu 

sein, und wir haben das Recht, gegen Ungerechtigkeit und Armut 

zu kämpfen.



Gleichzeitig muss die Gesetzgebung durch die 
Solidarität zwischen den von Armut betroffenen 
Menschen gestützt werden, um sich politischem 
Extremismus und Rassismus zu widersetzen. 
Man muss sich den Bestrebungen extremer 
Rechtsparteien, verschiedene von Armut betroffene 
Gruppen gegeneinander aufzuhetzen und zu 
Feinden zu machen, widersetzen. Ein gutes Beispiel 
hierfür stammt aus den Niederlanden, wo eine 
Frauengruppe Frauen aus verschiedenen Kulturen 
zusammenführt. Wie eine Delegierte erklärte: 
„So lernen wir über einander und über unsere 
verschiedenen Kulturen. Wir lernen uns kennen 
und schätzen.“ Es ist aber nicht einfach, und 
einige Frauen sind nicht daran gewöhnt, selbst zu 
denken und sich ihre eigene Meinung zu bilden, 
und deshalb kommen sie nicht mehr. Ebenfalls 
wurde das Antirassismusgesetz in Belgien (das sog. 
„Loi Moreau“ - der Urheber der Diskriminierung 
trägt die Beweislast) als positive Entwicklung 
angesprochen. Bezüglich Ungarn wurden folgende 
Aspekte hervorgehoben: die Einbindung der Roma 
in den Nationalen Plan, eine staatliche Beihilfe zur 
Bekämpfung der Diskriminierung, die Schaffung - 
durch die Regierung - einer Struktur zur Garantie der 
Rechte von Menschen in prekären Umständen und 
Rechtshilfe zur Bestrafung der Diskriminierung. 

Zugang zu menschenwürdiger Arbeit

Zugang zu guter und gesunder Arbeit ist ein 
Schlüsselweg aus der Armutssituation für viele 
(aber nicht alle) Betroffene, sie können aktive 
Bürger werden. Derartiger Zugang muss durch die 
Anknüpfung an angemessene Berufsbildung, an 
hilfsbereite Sozialdienste und an flexible Systeme 
zur Einkommensbeihilfe unterstützt werden. 
Arbeitgeber, welche marginalisierte Gruppen unter 
Mindestlohn bezahlen, sollten gerichtlich belangt 
werden. Bei Bereitstellung von Bildungsgängen 
muss ein anerkanntes Diplom ausgestellt werden, 
so dass Erwachsene eine echte zweite Chance 
bekommen. Bildungsgänge müssen tatsächlich zur 
Einstellung führen, ansonsten kommt es nur zu 
Frustration. Als Beispiel guter Praxis können hier 
die von der Barka-Stiftung unterstützten sozialen 

Genossenschaften und Bildungszentren in Polen 
angesprochen werden. Sie bieten Unterstützung 
und Beratung an, um Menschen wieder in den 
Arbeitsmarkt zu verhelfen. Ein weiteres Beispiel 
für gute Praxis aus Spanien führt an, wie das 
Sekretariat einer Organisation für Sinti, Roma und 
Fahrende dieser Zielgruppe Berufsbildung anbietet, 
so dass später die Integration in den Arbeitsmarkt 
stattfinden kann. Auch die in Spanien errichteten 
speziellen Beschäftigungszentren, welche Anreize 
für die Einstellung von bestimmten Zielgruppen 
erhalten, gelten als guter Ansatz. In Italien 
fokussiert sich eine lokale Beschäftigungsinitiative 
der Gemeinde in einer Wohngegend (Enziteto) in 
Bari auf Self-Empowerment von Frauen durch die 
Entwicklung von Berufsbildungsmöglichkeiten, 
Unterstützungsnetzwerken und Selbsthilfegruppen 
und hat somit zur persönlichen Entwicklung der 
Frauen beigetragen und ihnen geholfen, Arbeit zu 
finden. Ein von der „Richmond Foundation Malta“ 
und der öffentlichen Arbeitsvermittlung von Malta 
(Employment and Training Corporation) gemeinsam 
durchgeführtes Projekt hat es zum Ziel, persönlich 
zugeschnittene Bildungsgänge für Menschen mit 
mentalen Gesundheitsproblemen anzubieten, 
damit diese eine sichere Beschäftigung finden.

Die Europäische Union und die Regierungen 
müssen auch das Problem der Verlagerung von 
Unternehmen in Billiglohnländer angehen. Europa 
sollte es nicht zulassen, dass Unternehmen, die 
Subventionen erhalten haben, verlagert werden. 
Geschieht dies trotzdem, müssen die Subventionen 
zurückgefordert werden.

Ein Dach über dem Kopf

Eine geeignete und leistbare Wohnung ist von 
grundlegender Bedeutung. Dies bedeutet, es 
ist verstärkt in den sozialen Wohnungsbau zu 
investieren. Sozialwohnungen sollten aber nicht 
in Ghettos oder schlechten Vierteln gebaut, 
sondern gestreut werden. Eine Konzentration 
kann zu Stigmatisierung und zur Verringerung der 
Möglichkeit, eine Arbeit zu finden, führen.



Regierungen müssen die Kontrolle von Mieten 
und Räumungen einführen, ebenso eine 
Spekulationssteuer, denn Spekulation treibt 
die Immobilenpreise nach oben. Sie müssen 
sicherstellen, dass leer stehende Häuser Menschen 
zur Verfügung gestellt werden, die eine Unterkunft 
benötigen. Schlechte Vermieter/innen sind gerichtlich 
zu belangen. Zu geringe Wohnbeihilfe muss auf 
ein realistisches Niveau angehoben werden und 
Geringverdiener müssen Hilfe bekommen, wenn sie 
bis zu drei Monate Mietgarantie zahlen müssen. Die 
Verwaltung von Sozialwohnungsämtern sollte derart 
gestaltet sein, dass Menschen respektiert werden. 
Soziale Dienstleistungen müssen Prävention 
betreiben, so dass verletzliche Gruppen wie Frauen, 
Immigrant/innen und Jugendliche im Alter von 
18-25 aus Besserungsanstalten oder zerrütteten 
Familienverhältnissen nicht obdachlos werden. 
Es sollten Programme zur Vermittlung zwischen 
Vermieter/innen und problematischen Gruppen 
eingerichtet werden, um das Mieten zu erleichtern.

Das belgische System mit „Sozialmiete-Stellen“ 
wurde als zunehmender Erfolg bewertet. NROs 
mieten Häuser auf dem privaten Markt, garantieren 
dem/r Vermieter/in die Zahlung der monatlichen 
Miete und die gute Instandhaltung. Dann vermieten 
sie die Häuser an bestimmte Gruppen, welche keinen 
Zugang zum privaten Markt haben. Aus Spanien 
gab es positive Erfahrungen mit der erneuten 
Besiedlung verlassener Dörfer zu melden, und in 
diesen Dörfern sind von den neuen Bewohner/innen 
erfolgreiche Kleinunternehmen gegründet worden. 
Die Kontaktstellen für Obdachlose in Dänemark 
geben diesen sozialen Schutz in Form von Unterkunft 
und Verpflegung in 52 Obdachlosenheimen und 
unterstützen sie dabei, für ihre Rechte zu kämpfen. 
In Luxemburg besteht ein gutes Beispiel mit den 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen, zum 
Beispiel besteht dort die „Building and Social 
Housing Foundation (BSHF)“. Das Programm 
für betreutes Wohnen in Malta für Menschen 
mit mentalen Gesundheitsproblemen wurde 
ebenfalls herausgestellt. Dieses bietet Personen 

Unterkunft, welche Betreuung, aber keine stationäre 
Behandlung benötigen. Menschen mit mentalen 
Gesundheitsproblemen, die in der Gemeinde leben, 
können Unterkunft bekommen, und so kann einem 
Rückfall oder stationärer Behandlung vorgebeugt 
werden.

Zugang zu wesentlichen Dienstleistungen

Wesentliche Dienstleistungen müssen lokal 
verfügbar, aktuell und wirksam sein. Um 
Stigmatisierung zu vermeiden und angemessene 
Standards sicherzustellen, sollten sie universell 
und nicht auf bestimmte Gruppen ausgerichtet 
sein. Sie müssen weniger bürokratisch und gut 
untereinander koordiniert sein. Die Information 
der Öffentlichkeit muss besser werden. Auch die 
Erbringer von Dienstleistungen, insbesondere das 
Empfangspersonal als Kontaktpunkt, müssen die 
Rechte der Menschen respektieren. Dies bedeutet 
bessere Ausbildung, um Vorurteile zu überwinden. 
Hier könnten von Ausgrenzung betroffene Menschen 
eingebunden werden.

Bildung: Chancengleichheit in der Bildung ist 
ein Sprungbrett für das Leben. Der Zugang zu 
lebenslangem Lernen, einschließlich gebührenfreier 
Hochschulbildung und Ausbildung in den neuen 
Informations- und Kommunikationstechnologien, 
ist von grundlegender Bedeutung für alle. 
Bildungssysteme müssen verstärkt und echte 
Anstrengungen unternommen werden, um die 
Einbindung der Eltern sicherzustellen. Es sind 
Projekte für Teenager-Mütter, die nicht mehr 
lernen und auf diese Weise ihre Armut an die 
Kinder weitergeben, erforderlich, so dass sie nicht 
marginalisiert werden, sondern eine Zukunft haben. 
Besondere Anstrengungen müssen unternommen 
werden, wie in einem belgischen Projekt, um Eltern 
anzuhalten, ihre Kinder zur Schule zu schicken, 
anstatt sie zum Betteln mitzunehmen. Eine weitere 
gute Praxis in Spanien ist die Unterstützung von 
mittlerer und höherer Bildung für junge Angehörige 
der Sinti, Roma und Fahrenden. Die „FSG“ 
(Foundation Gypsies Secretariat) vergibt finanzielle 



Unterstützung für Angehörige dieser Volksgruppen, 
die mittlere und höhere Studien ablegen und 
organisiert Partizipationstreffen zwischen Student/
innen, Lehrer/innen und Beamt/innen.

Gesundheitsfürsorge: Zugang zu grundlegenden Ge
sundheitsdiensten,einschließlich Zahnbehandlung, 
muss für alle garantiert werden, und die weit 
verbreiteten Diskrepanzen in der EU müssen 
angegangen werden, möglicherweise mit der 
Einführung von Mindeststandards. Diskriminierung 
gegen Gruppen wie Obdachlose bei der Vereinbarung 
eines Arzttermins muss unterbunden werden. Ge
sundheitserziehung,Präventionskampagnen und 
der Zugang zu gesunden Lebensmitteln sollten 
verbessert werden. Die Rückerstattung für alternative 
Medizin muss innerhalb der Union kohärenter 
erfolgen. Ein gutes Beispiel ist hier Andalusien mit 
einer Reihe kostenloser Dienstleistungen, u.a. ist der 
Zahnarztbesuch für Kinder gratis. Die kostenlosen 
Dienstleistungen müssen aber noch ausgeweitet 
werden.

Kinderbetreuungsmöglichkeiten: Zugang zu leistbaren 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten ist wichtig, sowohl 
für die Partizipation am gesellschaftlichen Leben 
als auch am Arbeitsleben. Er ist auch wichtig für 
die Entfaltung der Kinder. Schwedens kostenlose 
Kinderbetreuung für Arbeitslose wurde als gute 
Praxis hervorgehoben. Casas Nana in Cordoba in 
Spanien wurde ebenfalls als gute Praxis vorgestellt: 
Es handelt sich um einen neuen, von der Agentur 
für Gleichstellung eingerichteten Dienst, der 
von der Stadtbehörde unterstützt wird und es 
zum Ziel hat, Mütter zu unterstützen, die nicht 
arbeiten können, sich aber auch nicht selbständig 
machen oder weiterbilden können, weil sie 
kleine Kinder haben. Casas Nana bietet leistbare 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten, so dass die Frauen 
Arbeit und Familienleben miteinander vereinbaren 
können.

Verkehrsmittel: Zugang zu kostenlosen oder 
günstigen Verkehrsmitteln ist ein wesentlicher Faktor 
für die Vermeidung sozialer Isolation, für die Pflege 

von Kontakten zu Freunden und Bekannten und für 
den Zugang zu Arbeitsmöglichkeiten. In ländlichen 
Gegenden sind besondere Initiativen zu ergreifen, 
um die Verfügbarkeit von Verkehrsmitteln für 
Menschen in abgelegenen Gebieten sicherzustellen. 
Ein Beförderungssystem für den ländlichen Raum 
in Irland und kostenlose Verkehrsmittel für Ältere 
wurden als gute Praxisbeispiele angesprochen. In 
der Stadt Vitoria in Spanien bekommen Menschen 
in Armut, die länger als sechs Monate von einer 
NRO betreut werden, von der Stadtbehörde eine 
Bescheinigung über Fahrpreisbefreiung.

Soziale Dienstleistungen: Es besteht Bedarf an 
Unterstützung für Einzelpersonen und Familien, 
die in Armut ums Überleben kämpfen. Die 
wichtige Rolle öffentlich und privat erbrachter 
sozialer Dienstleistungen wurde hervorgehoben. 
Indes müssen die sozialen Dienstleistungen in 
vielen Ländern verstärkt werden und mehr Mittel 
bekommen. Soziale Dienstleistungen müssen auf 
die individuellen Bedürfnisse der Einzelperson 
ausgerichtet sein und dürfen nicht nur pauschale 
Lösungen bieten. Das „Robin Hood House“ in 
Norwegen wurde als ein Beispiel für eine gute 
Praxis genannt, ebenso wie die Zentren für soziale 
Unterstützung in Portugal.

Kultur, Sport und Freizeit: Die Möglichkeit der 
Teilnahme an leistbaren kulturellen und kreativen 
Aktivitäten sowie an Sport- und Freizeitaktivitäten 
ist ein wesentlicher Bestandteil eines guten 
Lebens. Zu häufig gibt es aber Respektlosigkeit 
gegenüber anderen Kulturen und es besteht 
zu wenig Unterstützung zum Ausdruck der 
eigenen Persönlichkeit. Das Recht auf Freizeit ist 
ebenso ein Recht wie jenes auf Befriedigung der 
Grundbedürfnisse. Es muss mehr Aktivitäten zur 
Bewusstseinsschaffung geben, um die Menschen in 
kulturelle Aktivitäten einzubinden, und die kulturellen 
Aktivitäten müssen dezentraler stattfinden, nicht 
nur in großen Städten. Es gab auch Nachfrage 
nach mehr öffentlichen Freizeiteinrichtungen in 
den Wohnvierteln und nach besser gepflegten und 
saubereren Parks und Grünflächen.



Der Zugang zu Museen, Bibliotheken und zur 
Universität in Frankreich, die Bereitstellung des 
Kulturpasses in Wien und des Aktivpasses in Linz 
zum Zugang zu einigen Theatern wurden als Beispiele 
guter Praktiken genannt. Die Universität in Brünn 
in der Tschechischen Republik verfügt über eine 
Abteilung zur Förderung der Bildung für Roma auf 
allen Ebenen, von der Grundschule bis zur Universität. 
Als weitere Beispiele guter Praktiken wurden 
genannt: Die französischsprachige Gemeinschaft 
in Belgien und in Brüssel stellt Kulturschecks bereit 
und die flämische Gemeinschaft stellt Mittel für 
kulturelle Partizipation zur Verfügung.

Zugang zu Information

Zugang zu einschlägiger und verständlicher 
Information über Rechte, Dienstleistungen und 
Möglichkeiten ist entscheidend für das Überleben 
und ein unabhängiges Leben. Die wichtige Rolle der 
Freiwilligenorganisationen bei der Bereitstellung 
von Informationen und des Zugangs zur 
Informationsgesellschaft wurde hervorgehoben. 
Öffentliche Informationsdienste können ebenfalls 
bedeutend sein, und Internet-Bibliotheken und 
Cybercafes spielen eine zunehmend wichtige 
Rolle als Zugangsmöglichkeiten. Zusätzliche 
Möglichkeiten zum Erlernen des Gebrauchs eines 
Computers, auch für Ältere, sind wichtig.

Unterstützungsnetzwerke

Bei der Bewältigung von Armut können 
Beziehungsnetzwerke, die eine von Armut 
betroffene Familie umgeben, von großer Hilfe sein. 
Derartige Netzwerke können aus Eltern, Großeltern 
oder sogar Nachbarn bestehen. Diese Beziehungen 
funktionieren auf Gefälligkeitsbasis, sie beruhen 
auf gegenseitiger Rücksichtnahme und ersetzen 
Dienste, die man nicht kaufen kann.

3.4 Stärkung des sozialen Eingliederungsprozesses
Bessere NAPs inclusion

Mehr Partizipation: Die Partizipation der von 
Armut betroffenen Menschen und NROs an der 
Vorbereitung, Durchführung und Überwachung 
der neuen nationalen Aktionspläne für soziale 
Eingliederung (NAPs inclusion) muss ausgeweitet 
und vertieft werden. Es geht um mehr als öffentliche 
Treffen, will man tatsächliche Einbeziehung in 
Entwürfe und Verhandlungen. Die NAPs sollten eine 
starke Betonung auf die Befähigung der Menschen 
legen, ihr Leben selbst in die Hand zu nehmen. 
In verschiedenen Ländern wie in Polen, im Vereinigten 
Königreich und in Griechenland sind einige NROs 
an der Erstellung der NAPs inclusion beteiligt, und 
diese wurden als positive Beispiele angesprochen. 
Es wurde nahe gelegt, die effektive Partizipation in 
der Zukunft zu fördern. Beamte, die für die NAPs 
verantwortlich sind, sollten in diesem Sinne eine 
Ausbildung zum Thema Partizipationstechniken 
erhalten.

Fokussiertere Pläne: Viele Pläne waren zu vage 
und schwer zu verstehen. Um effizienter zu sein, 
müssen die kommenden NAPs inclusion konkreter, 

fokussierter sein, und sie müssen spezifische 
Verpflichtungen enthalten. Die Menschen müssen 
davon überzeugt sein, dass sie tatsächlich zu 
Ergebnissen führen.

Verständlicher: In der Zukunft müssen weitere 
Anstrengungen unternommen werden, damit die 
NAPs inclusion für die Menschen in der Praxis 
lesbar und verständlich werden. Eine klare und nicht 
technische Sprache ist zu wählen (kein Fachjargon). 
Größere Schrift sollte das Lesen erleichtern.

Gesamtes System: Die Vorbereitung der NAPs 
inclusion muss das gesamte Politiksystem 
einbeziehen und verschiedene politische Bereiche 
miteinander verknüpfen. Es besteht kein Bedarf an 
einem Ansatz, der einige dringliche Maßnahmen 
zusammenschustert, sondern Bedarf an integrierten 
Politiken, die in der Lage sind, den Zugang aller zu 
Rechten und Diensten zu erleichtern.

Ich muss jetzt drei Wochen zu Hause bleiben, weil die Nachbarin 

wegfährt, und ich habe niemanden, bei dem ich meine Kinder 

lassen kann. Ich habe Glück gehabt. Sie wohnt schon dreißig Jahre 

nebenan. Diese Beziehung ist enger als zu Verwandten… Sie fragt 

mich sogar jeden Tag, ob ich etwas gegessen habe.



Nicht nur Aktivierung: Die NAPs inclusion sollten die 

Bandbreite der Voraussetzungen berücksichtigen, 

welche für ein gutes Leben notwendig sind, und sich 

nicht nur auf Aktivierungsmaßnahmen fokussieren. 

Zugang zu Sozialschutz und Zugang zu einer 

geeigneten Wohnung wurden als erstrangige 

Probleme hervorgehoben. 

Priorität Roma: Die NAPs inclusion sollten 

der Diskriminierung von Roma besondere 

Aufmerksamkeit widmen und ihnen insbesondere 

helfen, eine Beschäftigung und eine geeignete 

Wohnung zu finden.

Prävention ist wichtig: Es wurde betont, dass die 

NAPs inclusion nicht nur bestehende Situationen 

erfassen, sondern sich auch darum bemühen 

sollten, zu verhindern, dass Menschen in eine 

Ausgrenzungssituation geraten. Die NAPs 

inclusion sollten nicht Teil eines rückständigen, 

karitativen Wohlfahrtssystems sein, welches 

bereits bestehende Schäden behebt, sondern sie 

sollten die mit der Staatsbürgerschaft verbundenen 

Rechte sicherstellen, welche allen Bürger/innen 

unverletzliche Rechte und Würde garantieren. 

Im Rahmen der Prävention sollte neuen Formen 

der Verwundbarkeit von Menschen besondere 

Aufmerksamkeit geschenkt werden, wie zum Beispiel 

jungen Menschen, die keine Unterkunft finden, 

Geschiedene und Rentner/innen. Ebenfalls ist 

besondere Aufmerksamkeit nötig, um zu vermeiden, 

dass Kinder mit besonderen Bedürfnissen in Armut 

aufwachsen.

Privatisierung ansprechen: Die Auswirkungen der 

Privatisierung öffentlicher Versorgungsanlagen 

(zum Beispiel Wasser, Gas, Strom) muss von den 

NAPs inclusion berücksichtigt werden.

Überwachung und Bewertung: Die laufende 

Überwachung und Bewertung der tatsächlichen 

Ergebnisse der NAPs inslusion müssen verstärkt 

werden. Von Armut betroffene Menschen müssen in 

die Überwachung einbezogen werden, und das EAPN 

muss sie bei seiner Antwort auf die NAPs inclusion 

einbinden.
Mainstreaming in EU-Politiken
Soziale Eingliederungsziele sollten in Zukunft in allen 

Bereichen der EU-Politikgestaltung zum zentralen 

Bestandteil gemacht werden. Dies beinhaltet die 

Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik, aber auch 

Bereiche wie Kultur und Verkehr.

Förderung von Erfahrungsaustausch und 

gegenseitigem Lernen

Möglichkeiten zum Austausch von Erlerntem 

und guter Praktiken haben großen Nutzen. Die 

Unterstützung dieses Erfahrungsaustausches sollte 

weiterhin einen wichtigen Teil des europäischen 

sozialen Eingliederungsprozesses darstellen. Im 

Verlauf der Workshops wurden viele Beispiele guter 

Praktiken erwähnt, einige davon werden in diesem 

Bericht wiedergegeben. Hieraus ergaben sich 

praktische Vorschläge dahingehend, was für die 

Erkennung von Beispielen guter Praxis wichtig ist. 

Schlüsselmerkmale guter Praxis:

Gute Praxis basiert auf einem strikt umgesetzten 

Gesetz, welches gut formuliert, dauerhaft und 

gut finanziert ist;

Förderung einer guten Partnerschaft zwischen 

Akteuren und NROs;

Förderung einer Kultur der Partizipation;

Förderung der Solidarität zwischen den 

beteiligten Institutionen und den von Armut 

betroffenen Menschen und zwischen der 

breiten Öffentlichkeit und Menschen in Armut. 

Sensibilisierung dafür, dass mein Wohlbefinden 

von dem Wohlbefinden meines Nächsten 

abhängt und umgekehrt.

•

•

•

•



3.5 Thema zukünftiger Treffen

Einige Menschen hatten das Gefühl, dass der 

Titel des Treffens, „Europäisches Treffen der von 

Armut betroffenen Menschen“ stigmatisierend 

sei und haben Alternativen vorgeschlagen. Die 

mehrheitliche Ansicht war aber, dass das Wort 

„Armut“ unbedingt im Titel bleiben solle, da es 

sich um ein sehr starkes und überzeugendes 

Wort handelt. Die Armut in Europa muss sichtbar 

gemacht werden. Einige betonten, sie wollten den 

Fokus der Treffen weiterhin darauf richten, dass es 

sich um eine Begegnung zwischen Vertreter/innen 

der öffentlichen Verwaltungen und von Armut 

betroffenen Menschen handelt. Lässt der Titel 

diesen Fokus erkennen, dann sollte er insgesamt 

bleiben. Es wurde nahe gelegt, die europäischen 

Treffen als Treffen von Menschen zu sehen, welche 

Maßnahmen und Aktionen zur Beseitigung der 

Armut ergreifen.

Im Titel der Treffen muss weiterhin das Wort „Armut“ erscheinen. 

Wir können die Armut nicht wegen eines unangebrachten 

Schamgefühls übertünchen. Armut und das Leben in Armut sind 

eine Ungerechtigkeit. Indes trifft die Armen nicht die Schuld an ihrer 

Armut.

Man muss das Kind beim rechten Namen nennen. Wir nennen die 

reichen Menschen doch auch nicht anders. Warum sollten wir eine 

konkrete und real existierende Situation schönreden?

Man kann es nennen, wie man will, wir haben immer noch von 

Armut betroffene Menschen.

Armut ist eine Ungerechtigkeit… Ob Menschen sich von dem Begriff 

Armut stigmatisiert fühlen, hängt vom Verständnis von Armut ab.
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Jerôme VIGNON, Europäische Kommission, 

Generaldirektion Beschäftigung, 

Soziales und Chancengleichheit

Elise WILLAME, 

Vertreterin des Ausschusses für Sozialschutz

Nicole PRUD’HOMME, 

Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss

Letizia CESARINI SFORZA,

ehemalige Vize-Präsidentin von EAPN

Im Anschluss an die Präsentation der wichtigsten 
Diskussionen und Schlussfolgerungen aus den 
Workshops fand eine Debatte zwischen den 
Delegierten und dem Panel statt. Freiwillige aus den 
verschiedenen Workshops stellten dem Panel eine 
Reihe von acht Fragen, auf die sich die Delegierten 
nach ihren Diskussionen in den Workshops geeinigt 
hatten. In der Folge wurden weitere Fragen aus dem 
Saal gestellt und Kommentare sowie Stellungnahmen 
abgegeben.

Mindesteinkommen

Was kann die Europäische Kommission unternehmen, 

um Mitgliedstaaten ohne Mindesteinkommen dazu 

zu bewegen, dieses zu schaffen, und solche, die ein 

Mindesteinkommen haben, dazu zu bewegen, dieses 

angemessener zu gestalten? Was bedeutet Flexicurity, 

und wie kann dieses Konzept in Ländern umgesetzt 

werden, welche nicht über einen Mindestlohn oder ein 

Mindesteinkommen verfügen? 

Jérôme Vignon antwortete einleitend, dass er von 
den Posterpräsentationen durch die Delegierten 
und die Berichterstattung aus den Workshops 
sehr beeindruckt sei. Er sagte, er würde einige Zeit 
brauchen, die vielen Informationen innerlich zu 
verarbeiten. 

Zum Mindesteinkommen erklärte er, die 
Europäische Union und ihre Institutionen verfügten 
über ein Werkzeug, da die Europäischen Verträge 
die Möglichkeit der Verabschiedung von Gesetzen 

vorsehen, welche dafür Sorge tragen, dass für 
diejenigen, die vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen 
sind, ein Mindesteinkommenssystem geschaffen 
wird, das ihre Grundbedürfnisse erfüllt. Im 
Februar 2006 hat die Kommission zum Thema des 
Grundeinkommens eine Initiative erneut in Angriff 
genommen, die vor fünf Jahren in eine Sackgasse 
geriet. Die erste Phase ist ein Anhörungsprozess 
und in der Folge wird die Europäische Kommission 
wahrscheinlich eine neue Initiative in diesem Bereich 
ergreifen. Er betonte aber, dies sei ein schwieriger 
Prozess, und es sei notwendig, eine weit reichende 
Diskussion zu führen, bevor die Kommission einen 
Gesetzesvorschlag unterbreiten könne.

Er erklärte, dass die Kommission in ihrem 
Anhörungspapier alle Mitgliedstaaten, also 
mit und ohne Mindesteinkommenssystem, 
auffordert, das Thema der Einrichtung eines 
fairen Mindesteinkommenssystems, unter 
Berücksichtigung der zum Ausdruck gebrachten 
Anliegen, direkt anzugehen. Solch ein System 
sollte an der Definition der Kommission mit drei 
grundlegenden Bedingungen festhalten. Erstens 
sollte ein Mindesteinkommen hoch genug sein, 
um ein menschenwürdiges Leben sicherzustellen 
und somit sollte es die Menschenrechte 
gewährleisten. Es sollte bedingungslos gewährt 
werden. Ein Mindesteinkommen soll sicherstellen, 
dass man ein menschenwürdiges Leben führen 
kann. Die zweite Bedingung ist, dass diejenigen, 
die vielleicht eine Arbeit finden können, bei der 
Arbeitssuche Unterstützung bekommen. Die 
Bereitstellung eines Mindesteinkommens könnte an 
Aktivierungsmaßnahmen gekoppelt werden, welche 
das Potential eines/r Bewerber/in für den Zugang 
zu einer menschenwürdigen Arbeit verbessern. 
Drittens muss ein Mindesteinkommenssystem 
einen wesentlichen Bestandteil von einem 
wirksamen System sozialer Dienstleistungen bilden, 

welches alle Bereiche umfasst, die in den Berichten 

aus den Workshops genannt wurden: Wohnung, 
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Gesundheit, Verkehrsmittel, lebenslanges Lernen, 
Kultur und Sport. Er unterstrich: Diese drei, im 
Kommissionspapier verankerten Prinzipien sind die 
Grundvoraussetzung, um ein menschenwürdiges 
Leben zu führen und ein richtige/r Bürger/in zu 
sein, der/die wirklich an der Gesellschaft teilnimmt 
und Zugang zu Diensten hat.

Zum Ergebnis der laufenden Anhörung ließ er 
verlauten, dass die Kommission auf Grundlage 
von Artikel 137 Buchstabe h EG-Vertrag einen 
Rechtsetzungssvorschlag unterbreiten wird, wenn 
alle Akteure zu der Überzeugung kämen, dass verbaler 
Anreiz nicht genügt, dass die offene Methode der 
Koordinierung im Bereich Sozialschutz und soziale 
Eingliederung nicht ausreicht, um ein angemessenes 
Mindesteinkommen für alle zu garantieren, und 
dass es Bedarf an Mindestanforderungen in allen 
Mitgliedstaaten gibt. Die Mitgliedstaaten beschließen 
dies auf Grundlage eines Mehrheitsbeschlusses. 
Die Europäische Union hat also die Möglichkeit, 
eine Rechtsgrundlage für soziale Gerechtigkeit und 
Umverteilung in der Union zu schaffen.

Herr Vignon wies die Delegierten dann darauf 
hin, dass ein solches Ergebnis vielleicht nicht von 
allen begrüßt würde. Nicht alle haben einen EU-
Ansatz befürwortet, und viele legten die Betonung 
auf das Subsidiaritätsprinzip und darauf, dass ein 
Grundeinkommenssystem sich aus einem internen, 
nationalen Verfahren ergeben sollte. Einige der Länder 
ohne Mindesteinkommen wiesen auch auf die hohen 
Kosten hin. Einige Staaten argumentierten, vor dem 
Hintergrund knapper Mittel hätten andere Themen 
Vorrang, zum Beispiel Gesundheit und soziale 
Dienstleistungen. Die Antwort der Kommission sei 
aber, so Herr Vignon, dass soziale Gerechtigkeit 
nicht allein den Bereich Soziales beträfe. Die 
Europäische Union hat bereits Zuständigkeiten für 
Wirtschaftsfragen und in Bezug Haushaltsdefizite. 
Wenn die Europäische Kommission Mitgliedstaaten 
auffordert, bestimmte Haushaltsregeln 
einzuhalten, warum sollte sie diese dann nicht 
dazu auffordern, in den Haushaltsdiskussionen 
ein Mindesteinkommenssystem vorzusehen. Es 

könnte als Thema von größter Dringlichkeit auf der 
Tagesordnung der Mitgliedstaaten für Soziales und 
Haushalt erscheinen. Er kam mit den Worten zum 
Schluss, dass die Kommission in diesem Bereich 
durchaus vernünftige Vorschläge unterbreitet habe, 
welche im Einklang mit den bei der Konferenz 
vorgebrachten Punkten seien.

Die NAPs inclusion

Was können die Kommission und die Mitgliedstaaten 

unternehmen, um die Partizipation der von Armut 

betroffenen Menschen bei der Vorbereitung der NAPs 

inclusion zu verbessern? Werden die zukünftigen NAPs 

inclusion ausreichend fokussiert und wirksam sein, um 

das übergreifende Ziel eines entscheidenden Beitrags 

zur Beseitigung der Armut und sozialen Ausgrenzung 

bis zum Jahr 2010 herbeizuführen? 

Elise Willame unterstrich in ihrer Antwort, dass 
die neuen gemeinsamen Zielsetzungen, wie auch 
schon die ursprünglich in Nizza formulierten Ziele, 
die Bedeutung der Förderung der Partizipation 
als wesentlichen Faktor zur Verbesserung der 
sozialen Eingliederung betonen. Sie anerkannte 
indes, dass das Niveau der Einbindung in den 
einzelnen Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich 
ausfällt. Sie sagte, dass die zahlreiche Teilnahme 
der Vertreter/innen aus den Mitgliedstaaten am 5. 
Treffen die Bereitschaft bezeuge, die Partizipation 
der von Armut betroffenen Menschen zu fördern. 
Es sei jedoch eine Herausforderung, den von Armut 
betroffenen Menschen zuzuhören und Politiken zu 
gestalten, die ihre Bedürfnisse erfüllen. Partizipation 
ist nicht einfach. Es erfordert Zeit, die Beamt/innen 
dahingehend auszubilden, dass sie den Bedürfnissen 
der von Armut betroffenen Menschen zuhören 
und diese Bedürfnisse in Politiken umsetzen. 
Sie machte die Delegierten darauf aufmerksam, 
dass für die nächsten NAPs inclusion sicher keine 
maximale Partizipation zu erwarten sei, aber dass 
zumindest Fortschritte gemacht würden und die 
Fähigkeit des Zuhörens verbessert werde. Das 
Kommunikationsniveau mit den Regierungen der 
Mitgliedstaaten würde zunehmend besser.



Sie betonte in der Folge, dass die Regierungen 

aufgefordert wurden, die nächsten NAPs inclusion 

konkreter zu fassen und fügte hinzu: Je mehr 

Partizipation, desto konkreter die Vorschläge. Sie 

sagte ebenfalls, es sei darauf bestanden worden, 

die konkreten Vorschläge mit Indikatoren und 

Bewertungsmechanismen zu koppeln, um bessere 

Evaluierungsarbeiten und die Überwachung der 

Vorschläge zu ermöglichen. Sie betonte ebenfalls, 

eine bessere Integration und Mainstreaming 

der sozialen Eingliederungspolitiken würden zu 

besserem Fortschritt auf allen Ebenen führen.

Letizia Cesarini Sforza hob hervor, dass es jetzt an der 

Zeit sei, an den NAPs inclusion teilzunehmen, denn 

die nationalen Treffen fänden in den nächsten beiden 

Monaten statt. Sie forderte die Delegierten dringend 

auf, sich mit anderen, wie den Gewerkschaften, 

zusammenzuschließen, um sie zur Partizipation zu 

bewegen. Will man ernst genommen werden, muss 

man gut organisiert sein, man muss ein Dossier 

vorbereiten und den für die Vorbereitung der NAPs 

zuständigen nationalen Behörden vorlegen.

Verlagerung der Industrieproduktion

Was kann die Europäische Kommission im Zuge 

der Verlagerung von Fabriken in andere Länder, wie 

potentielle zukünftige Mitgliedstaaten, unternehmen, 

wenn diese de facto sowohl in bestehenden 

Mitgliedstaaten als auch in zukünftigen Mitgliedstaaten 

zu Armut führt?

Nicole Prud’homme ließ verlauten, der Wirtschafts- 

und Sozialausschuss habe sich mit diesem Thema 

befasst, und er habe mit Nachdruck auf die genannten 

Gefahren hingewiesen. Die Verbindung zwischen 

Arbeitslosigkeit und Armut ist entscheidend, und 

der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 

hat dies in verschiedenen Stellungnahmen 

herausgestellt und Vorschläge zur Ankurbelung 

der Beschäftigung und somit zur Verringerung der 

Armut unterbreitet.

Jérôme Vignon anerkannte, dass die Frage des 

Beschäftigungsabbaus in einem Mitgliedstaat und 

der Umsiedlung in einen anderen Mitgliedstaat 

oder einen Beitrittskandidatenstaat von großer 

Bedeutung ist. Es handelt sich aber nicht um 

eine einfache Frage. Die Kommission kann aber 

handeln. Erstens, wenn die Kommission einem 

Unternehmen für die Entwicklung wirtschaftlicher 

Aktivitäten in einer bestimmten Region Mittel 

aus dem Europäischen Sozialfonds bereitgestellt 

hat, und der Empfänger dieser Mittel beschließt, 

den Standort zu verlagern, kann die Kommission 

die gezahlten Mittel zurückfordern. Dies kann ein 

Hemmnis für eine Unternehmensverlagerung 

darstellen. Zweitens hat die Europäische 

Kommission in der Finanzvorausschau 2007-

2013 Mittel für einen „Globalisierungsfonds“ 

vorgesehen, die für den Fall von Personalabbau 

wegen Unternehmensverlagerung genutzt werden 

können. Es besteht also eine weitere Möglichkeit 

zur Unterstützung von durch Verlagerung 

betroffenen Regionen auf europäischer Ebene. Er 

wies aber darauf hin, dass die Kommission keinen 

Einfluss auf die gegenwärtige Tendenz zu mehr 

Freihandel und Freizügigkeit der Arbeitnehmer/

innen habe. Andererseits verfügt die Kommission 

über den Europäischen Sozialfonds. Auch kann 

sie am Konzept der „Flexicurity“ arbeiten, um 

sicherzustellen, dass Menschen, die ihre Arbeit 

verlieren, nicht in Armut geraten. Er räumte aber 

ein, dass wir weit von diesem Ziel entfernt sind. 

Die Kommission möchte ein höheres Niveau an 

Sicherheit, einschließlich einer Anhebung des 

Mindesteinkommens und des Mindestlohns und 

eine bessere Unterstützung für Einzelpersonen. 

Es ist nun allgemein anerkannt, dass in einer Welt 

mit zunehmender Mobilität der Beschäftigung ein 

höheres Maß an Sicherheit für Arbeitnehmer/innen 

gewährt werden muss. Dies ist nun nicht mehr das 

alleinige Ziel der Beschäftigungsminister/innen, 

sondern ein vorrangiges Ziel der Europäischen 

Union und der Finanzminister/innen.



Antidiskriminierung und Unterstützung für Roma

Wie kann die Verbindung zwischen den 

sozialen Eingliederungspolitiken und den 

Antidiskriminierungspolitiken verstärkt werden, 

insbesondere im Hinblick auf die Diskriminierung der 

Roma-Bevölkerung, und wie kann die Umsetzung der 

Antidiskriminierungspolitiken sichergestellt werden? 

Bevor das Panel diese Frage beantwortete, 

hat ein Delegierter mit Roma-Ursprung aus 

der Tschechischen Republik dieses Thema 

entsprechend der Diskussionen in seinem 

Workshop vorgestellt. Insbesondere sprach er die 

Möglichkeit der Einführung von Quoten für die 

Einstellung von Roma an, zum Beispiel im Rechts- 

oder Sozialbereich, oder aber in der Wirtschaft. Sie 

könnten dann teilnehmen, indem sie ihre eigene 

Meinung zu diesen Themenbereichen äußern, 

und diese könnte dann an Entscheidungsträger/

innen übermittelt werden. Er betonte des Weiteren, 

dass für politische Entscheidungsträger/innen die 

Hautfarbe eines Menschen keine Rolle spielen darf, 

was aber häufig nicht der Fall ist. Er betonte die 

Wichtigkeit der Einbindung der Roma in den Dialog 

und in Entscheidungsfindungsprozesse. Dies muss 

offen erfolgen, um dem Risiko der Diskriminierung 

entgegenzuwirken. Er erwähnte die Möglichkeit, dass 

Roma mit Hilfe versteckter Kameras zeigen, dass 

sie wegen ihres Roma-Ursprungs nicht eingestellt 

werden. Die Roma haben den Eindruck, dass sie 

keinen Rechtsschutz haben, und dass die Gerichte 

ihnen bei Diskriminierung durch die Arbeitgeber 

kein Vertrauen entgegenbringen. Das Rechtssystem 

in Anspruch zu nehmen dauert eine Ewigkeit, und 

somit sehen die Roma keine Lösung.

Nicole Prud’homme betonte, dass 

Diskriminierungsprobleme nicht nur Angehörige 

der Roma betreffen sondern alle Minderheiten in 

unseren Ländern. Auch geschlechtsspezifische 

Diskriminierung muss berücksichtigt werden. Zu 

den Quoten ließ sie verlauten, dass diese Frage in 

Diskussion sei und es noch keine Einigung darüber 

gäbe. Zum Beispiel gibt es keine Einigkeit darüber, 

die Partizipation der Frauen am Arbeitsmarkt durch 

Quoten anzuheben. Sie wusste nicht, ob zum Thema 

Quoten auf europäischer Ebene eine Einigung 

erzielt werden kann, ob nun in Bezug auf ethnische 

Minderheiten oder den Gender-Aspekt.

Jérôme Vignon sagte, die Europäische Kommission 

habe in diesem Bereich eine wichtige Rolle zu 

spielen. Es gibt bereits mehrere wichtige Rechtsakte 

zur Bekämpfung von ethnischer und rassistischer 

Diskriminierung. 2007 wird das Europäische Jahr 

der Chancengleichheit, das dazu dienen soll, das 

Problem zu beleuchten. Es wird Gelegenheit geben, 

den gegenwärtigen Stand der Antidiskriminierungs-

Gesetzgebung zu überprüfen. Zum Einsatz 

versteckter Kameras - dies würde bedeuten, das 

Opfer von Diskriminierung trägt die Beweislast 

- sagte er, dies sei nicht notwendig, wenn die 

bestehende Antidiskriminierungs-Gesetzgebung 

umgesetzt wird. Die Gesetzgebung besagt, dass die 

Urheber der Diskriminierung die Beweislast tragen. 

Die Frage ist, ob die Gesetzgebung umgesetzt wird, 

und was die Kommission unternehmen kann, um 

den Mitgliedstaaten dabei zu helfen, in diesem 

Bereich zu handeln? Er wies auf die Ergebnisse 

einer Studie im Rahmen des Aktionsprogramms 

der EU zur Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung 

hin, welche ergab, dass drei Dinge erforderlich sind, 

um Diskriminierung in Angriff zu nehmen: starke 

Gesetzgebung, gezielte Aktionen zur Unterstützung 

der Betroffenen und übergreifende Hilfsmaßnahmen, 

die verschiedene politische Bereiche umfassen, 

wie zum Beispiel Mindesteinkommen. Er legte 

die Betonung auf den Europäischen Sozialfonds, 

welcher über die Werkzeuge verfügt, um dieses 

Dreieck umzusetzen, wenn die Mitgliedstaaten 

beschließen, es in diesem Bereich so weit reichend 

einzusetzen, wie sie sollten.

Letizia Cesarini Sforza stimmte den drei von Jérôme 

Vignon vorgeschlagenen Bereichen zu, aber sie 

sagte, ein viertes Element sei notwendig. 



Die breite Öffentlichkeit müsse sich der Geschehnisse 
bewusst werden. Für diese Bewusstseinsbildung im 
Hinblick auf das, was gegenwärtig unserer Roma-
Bevölkerung in ganz Europa widerfährt, werden also 
zusätzlich gute Informationen benötigt.

In der anschließenden Plenarsitzung unterstrich 
ein Delegierter aus Belgien, wenn zur Überwindung 
der Diskriminierung und zur Verbesserung der 
Situation der Migrant/innen Quoten eingeführt 
werden müssten, dann sollte dies kurzfristig 
erfolgen, um der Gesellschaft Zeit zu geben, sich 
an die Aufnahme der Ausländer/innen und Roma 
zu gewöhnen, und auch, um den Migrant/innen 
die Möglichkeit zu geben, sich in die Gesellschaft 
zu integrieren. Quoten sollten eine kurzfristige 
Maßnahme darstellen, ansonsten könnten die 
Quoten selbst ein diskriminierender Faktor werden. 
Angesichts der alternden Bevölkerung, sagte er, 
gibt es Möglichkeiten zur Integration von Migrant/
innen, aber die Mitgliedstaaten müssen die 
Immigration vorbereiten und über gute Politiken zur 
Förderung einer inklusiven Gesellschaft verfügen. 
Die Politiken müssen alle Kulturen darin bestärken, 
in Harmonie zu leben. Er betonte, wir müssten 
uns darum bemühen, Ausgrenzung, Rassismus 
und Xenophobie auszuschließen. Dann lenkte 
er die Aufmerksamkeit der Delegierten auf den 
rassistischen Mord an einem zweijährigen Kind und 
einer Frau afrikanischen Ursprungs, die am Vortag 
in Antwerpen erschossen wurden. Die Delegierten 
erhoben sich und legten in Solidarität mit den 
Opfern eine Schweigeminute ein.

Zum Schluss der Plenarsitzung ergriff auch ein 
Vertreter der deutschen Delegation im Namen 
seines Kollegen das Wort zum Thema Rassismus 
und Diskriminierung. Er appellierte an die 
Delegierten, sich gemeinsam jedweden Versuchen 
zu widersetzen, Probleme wie Arbeitslosigkeit, 
prekäre Unterkunft, Armut und soziale Ausgrenzung 
zu nützen, um Nationalismus, Rassismus oder 
Xenophobie , Hass, Ausgrenzung und Gewalt zu 
fördern. Er betonte, Betroffene müssten von allen 

Mitgliedstaaten Hilfe bekommen. Sie haben eine 
Existenzberechtigung, sie haben ein Recht darauf, 
dass ihre menschliche Würde respektiert wird und 
sie haben ein Recht auf Unterstützung bei der 
Verbesserung ihrer Lebensbedingungen. 

Migrant/innen ohne Papiere

Wie können Politiker/innen versprechen, dass sie die 

Armut beseitigen werden, wenn genau diese Politiker/

innen gleichzeitig bestimmte Teile der Bevölkerung aus 

rechtlichen Gründen in Armut lassen? Ich beziehe mich 

auf Migrant/innen, auf Migrant/innen ohne Papiere, all 

diejenigen, die sich in einer illegalen Situation befinden, 

auf die Menschen, denen alle Rechte verwehrt werden, 

auf die sprachlose Bevölkerung, auf Menschen, die in 

gewissen Wirtschaftsbereichen gebraucht werden, aber 

die ausgebeutet werden, weil sie illegal sind.

Letizia Cesarini Sforza wies in ihrer Antwort darauf 
hin, dass die nationalen Regierungen - gerechte oder 
ungerechte - Gesetze haben, und wir müssen darauf 
drängen, diese zu ändern. Will man nun tatsächlich 
die Frage der Migrant/innen ohne Papiere in Angriff 
nehmen, dann muss man beginnen, über die 

Entscheidungsträger und Politiker sollten nicht nach unserer 

Hautfarbe schauen. Sie sollten Menschen ansprechen, ohne ihrer 

Hautfarbe Beachtung zu schenken. Aber die Wirklichkeit sieht 

anders aus. 

Manchmal hat man das Gefühl, dass Tiere besseren Schutz erfahren, 

denn schlägt man einen Hund, wird man verurteilt, vielleicht sogar 

zu einer Gefängnisstrafe. Ich bin aber nicht sicher, dass man immer 

bestraft wird, wenn man einen Menschen schlägt… Ich denke, Hunde 

erfahren mehr Respekt und werden besser behandelt als Roma, Sinti 

und Angehörige anderer fahrender Volksgruppen. 

(Europa wird älter) Das ist die Realität… Europa braucht 

Einwanderung, und es ist jetzt an Ihnen, die Vorbereitungen für die 

Immigration zu treffen.

 

Wir sind so, wie wir uns diesen Menschen (Asylwerber/innen und 

Migrant/innen ohne Papiere) gegenüber verhalten. Wenn wir die 

Grundrechte der weniger privilegierten Gruppen respektieren, und 

sie sind die weniger privilegierten Gruppen, respektieren wir uns 

selbst, denn der Respekt vor der eigenen Person beginnt mit dem 

Respekt der am stärksten unterprivilegierten Gruppen in unserer 

Gesellschaft.

…wir distanzieren uns klar und deutlich von jedweder Ideologie, 

welche den Kampf gegen Armut und soziale Ausgrenzung von 

Fragen wie Rasse, Geschlecht, Hautfarbe, Herkunft und Ursprung, 

Alter oder Behinderung abhängig machen möchte.



Bedeutung der Migration in unseren Gesellschaften 
nachzudenken, so dass wir unsere Einstellung ändern. 
Wir müssen die tief greifenden Veränderungen in 
unseren Gesellschaften anerkennen. Wir benötigen 
Migrant/innen: Es geht aber nicht darum, ihnen 
einen Dienst zu erweisen oder darum, dass wir 
Arbeiter/innen brauchen, die die Arbeit ausführen, 
die wir nicht mehr machen wollen. Wir benötigen 
Migrant/innen, weil unsere Gesellschaft sich der 
Globalisierung öffnet. Wir können nicht vorgeben, 
in einer globalisierten Welt und in einem kleinen 
Gebiet, in einer kleinen Ecke zugleich zu leben. Wir 
müssen die Rechte der Migrant/innen respektieren, 
damit wir Respekt vor uns selbst haben können. 

Ein Vertreter aus Italien gab in der Plenarsitzung 
eine lebhafte Beschreibung der harten Lebensrealität 
vieler Angehöriger der Roma, Sinti und Migrant/
innen ohne Papiere und rief die Mitgliedstaaten 
zu mehr Hilfe auf, und zwar innerhalb der Union 
aber auch in Ländern wie Albanien oder Serbien. 
Er sprach über das Leben im Lager in Italien, mit 
einer achtköpfigen Familie auf 20 Quadratmetern 
Wohnfläche. Er wies darauf hin, dass in einem Land, 
in dem der Papst wohnt und in dem es viele Kirchen 
und Kirchgänger/innen gibt, viele Roma und Sinti 
in extremer Armut und fast wie Ratten leben. 
Die Sozialarbeiter/innen nehmen Familien ihre 
Kinder weg, weil sie kein Geld haben und betteln 
oder weil sie ihre Kinder nicht zur Schule schicken 
können. Er erklärte, viele Roma und Sinti lebten 
schon in der vierten Generation in Italien und seien 
keine Reisenden mehr. Sie kommen aus anderen 
Ländern, aber bekommen kein Asyl. Sie haben keine 
Papiere und sind keine Bürger/innen. Sie haben 
keine Nationalität, weder die italienische, noch 
die türkische, serbische, albanische oder andere. 
Sie haben zwar Zugang zu Gesundheitsdiensten, 
aber häufig nicht zu Beschäftigung. Gehen ihre 
Kinder zur Schule, besteht die Gefahr, dass sie in ihr 
Ursprungsland zurückgeschickt werden.

Privatisierung von Dienstleistungen

Es versteht sich von selbst, dass die Privatisierung von 

Dienstleistungen wie Wasser- und Stromversorgung 

für die von Armut betroffenen Menschen nichts 

Gutes ahnen lässt. Was ist der Standpunkt der 

Europäischen Kommission im Hinblick auf die 

Dienstleistungsrichtlinie?

Jérôme Vignon sagte, dass die Europäische 
Kommission sich der Privatisierung einiger sozialer 
Dienstleistungen nicht widersetzen kann. Dies fällt in 
den nationalen Zuständigkeitsbereich. Andererseits 
kann die Kommission entsprechend Artikel 16 
EG-Vertrag auf dem Respekt des Gemeinwohls 
bestehen, ob es sich nun um öffentliche oder 
private Dienstleistungen oder Dienstleistungen 
seitens der NROs handelt. Im Falle eines Verstoßes 
gegen Artikel 16 EG-Vertrag, sei es aufgrund einer 
Gemeinschaftsverordnung oder aufgrund von 
Missbrauch der Binnenmarktbestimmungen, 
muss die Europäische Kommission reagieren. 
Er räumte allerdings ein, die Kommission sei 
häufig über die tatsächliche Situation in den 
Mitgliedstaaten nicht sehr gut informiert, und 
sie habe die Pflicht, sich besser zu informieren. 
Er brachte die Hoffnung zum Ausdruck, dass das 
Follow-up der Kommissionsmitteilung über soziale 
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse die 
Wissensbasis in diesem Bereich verstärken wird. 
Damit stünden bessere Werkzeuge zur Analyse und 
Erfassung der Situation bereit und die Europäische 
Kommission könne eine sachkundige Entscheidung 
herbeiführen. 

Menschenhandel

Was unternimmt die Europäische Kommission zur 

Bekämpfung des Frauen- und Mädchenhandels?

Jérôme Vignon betonte, dieses Problem sei seit der 
Aufnahme in den Amsterdamer Vertrag im Jahr 1997 
permanent auf der Tagesordnung der Kommission. 
Kommissar Frattini hat eine Reihe von Maßnahmen 
ergriffen. Es besteht ein Aktionsprogramm zur 
Förderung der Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten in diesem Bereich. Er stimmte aber 
zu, dass der Menschenhandel noch nicht in den 
NAPs inclusion behandelt wird. 



Falls der Wunsch besteht, kann das Thema in der 
Zukunft eine Priorität erhalten.

Verfassungsvertragsentwurf

Wie ist es möglich, die Menschenrechte entsprechend 

dem Vertrag über die Europäische Union auf EU-Ebene 

zu garantieren? Wie kann Menschen bei der Ausübung 

ihrer Rechte, bei der Bewältigung von Armut und 

aller mit ihr einhergehenden Schwierigkeiten geholfen 

werden? Wie kann der Vertrag dabei helfen?

Elise Willame wies auf die im bestehenden Vertrag 
enthaltene soziale Dimension hin. Gegenwärtig 
ist ein Fortschritt aber nur gemeinsam möglich. 
Wir können keine gemeinsame Gesetzgebung zur 
Bekämpfung der Armut annehmen, da die soziale 
Dimension vorwiegend in der Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten liegt. Die gegenwärtigen Aktivitäten 
im Rahmen der sozialen Eingliederungsstrategie 
sind im Einklang mit dem Vertrag. Indes 
schließt der Verfassungsvertragsentwurf die EU-
Grundrechtecharta mit ein, welche einen klaren 
Durchbruch darstellt, und so sind wir auf dem Weg 
zur Anerkennung der sozialen Dimension.

Nicole Prud’homme beschrieb, wie der Wirtschafts- 
und Sozialausschuss eine Initiative in diesem 
Bereich ergriffen hatte und wie es ihm gelang, 
verschiedene Aspekte in Bezug auf Armut 
hervorzuheben, insbesondere die Armut von Frauen. 
Vor einigen Monaten hat er eine Stellungnahme 
über alle Aspekte in Bezug auf Frauenarmut in 
Europa veröffentlicht. Sie unterstrich die Bedeutung 
von Gender-Indikatoren für Armut. Sie brachte 
auch die Hoffnung zum Ausdruck, dass das neue 
Europäische Gender Institut, welches im Jahr 2007 
errichtet wird, mit den notwendigen Mitteln für 
angemessene Arbeit versehen wird. Es ist wichtig, 

dass wir alles Notwendige zur Beseitigung der Armut 
unternehmen und über eine integrierte Methode 
verfügen, insbesondere in Bezug auf Frauen- und 
Kinderarmut. Europäische Gesellschaften können 
schlichtweg nicht länger mit derartiger Armut 
leben.

Persönliche Antworten zum Thema Armut

Die erste Frage aus dem Saal, die im Anschluss an 
die acht gemeinsam vereinbarten Fragen aus den 
Workshops gestellt wurde, zielte auf die persönliche 
Stellungnahme der Panelteilnehmer/innen zu dem 
Gehörten ab, und diese Frage bekam von anderen 
Delegierten viel Applaus. Die Frage lautete:
Ich würde gerne wissen, ob Sie bei Ihren Kommentaren 

und Antworten das Erleben von uns hier im Saal, die wir 

immer noch von Armut betroffen sind, nachempfinden 

konnten? Und Ich würde gerne wissen, wie Sie als 

politische Entscheidungsträger/innen Ihren Kindern 

Armut erklären? Wie können Sie ihnen erklären, dass 

wir arm sind und sie nicht und warum das so ist?

Nicole Prud’homme unterstrich in ihrer Antwort, sie 
stamme von der Gewerkschaftsseite, und sie sei keine 
politische Entscheidungsträgerin. Der Wirtschafts- 
und Sozialausschuss setze sich aus Vertretern der 
Arbeitgeber, Gewerkschaften und NROs zusammen, 
und nicht aus politischen Entscheidungsträger/
innen. Sie sagte, man solle die Menschen nicht 
nach ihrem Äußeren beurteilen. Nachdem sie zwei 
Tage den Delegierten zugehört habe, könne sie 
sagen, dass viele ihrer Erfahrungen auf der gleichen 
Wellenlänge liegen. Elise Willame sagte, die Poster 
hätten sie besonders bewegt und beeindruckt, die 
persönlichen Berichte in den Arbeitssitzungen seien 
ebenfalls sehr interessant gewesen. Den größten 
Eindruck haben bei ihr die Poster und der damit 
verbundene Arbeitsaufwand in Form von Debatten 
über die Botschaft, die übermittelt werden sollte, 
hinterlassen. Sie sagte, sie würde das Bild von dem 
jungen Mann mit einem Klebestreifen auf seinem 
Mund, der versucht aufzuschreien, nicht vergessen. 
Jérôme Vignon anerkannte die Wichtigkeit dieser 
Frage. Er sagte, er und einige Kolleg/innen im 

	 Es besteht der Bedarf, alles Notwendige zur Beseitigung 

von Armut zu unternehmen und eine integrierte Methode 

zur Bekämpfung der Armut zu entwickeln, insbesondere zur 

Bekämpfung der Armut von Frauen, denn die europäische 

Gesellschaft kann es schlichtweg nicht zulassen, dass so viele 

Frauen und Kinder weiterhin in derartiger Armut leben. 



Saal hätten in der Europäischen Kommission die 
Verantwortung dafür, Ungerechtigkeiten anzusprechen 
und auf Fehler im gegenwärtigen System hinzuweisen. 
Er stellte sich die Frage, ob sie dem Auftrag gewachsen 
sind. Es geht nicht nur darum, auf Lücken und 
Versäumnisse hinzuweisen, es geht darum, Europa 
den Bürger/innen und den von Armut betroffenen 
Menschen näher zu bringen. Er hoffte, dass er mit dem, 
was er bei der Konferenz gehört habe, nicht in der Luft 
hängen bleiben würde, dass er nicht im Elfenbeinturm 
sitzen würde. Seiner Meinung nach ging es bei der 
Konferenz darum, dem jungen Mann das Klebeband 
vom Mund zu nehmen, und das Europäische 
Armutsnetzwerk sollte das Megaphon sein, damit die 
von Armut betroffenen Menschen gehört werden.

Asbest
Ein Mitglied der italienischen Delegation hob das 
Thema Asbest hervor. Sie wies darauf hin, dass in vielen 
Wohnungen und Häusern der von Armut betroffenen 
Menschen immer noch Asbest zu finden ist, und junge 
Kinder wachsen mit dem Risiko auf, krank zu werden 
auf, aber nichts wird unternommen. Sie beschrieb das 
Problem in Italien, insbesondere in Neapel, wo viele 
Leute in inakzeptablen Häusern leben und die einzige 
Lösung eine Räumung und Obdachlosigkeit ist. Sie 
appellierte an die Kommission darauf zu bestehen, dass 
die Mitgliedstaaten ihre Verpflichtungen einhalten und 
forderte das EAPN auf, in diesen Bereich im Namen 
der von Armut betroffenen Menschen Lobbyarbeit zu 
betreiben.

Abschließende Kommentare der Panelteilnehmer/innen
Nicole Prud’homme dankte den Ausrichter/innen für 
die Einladung zum 5. Treffen. Das Treffen habe viele 
bereits bekannte Informationen über Armut und 
soziale Ausgrenzung bekräftigt. Sie sagte, dass der 
Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss sich bei 
der anstehenden Arbeit darum bemühen würde, seine 
Stellungnahmen und Aktionen weiterzuentwickeln, 
um stärker als je zuvor zur Beseitigung der Armut 
beizutragen. Das Ausmaß an Armut in unseren sehr 
reichen Mitgliedstaaten ist eine Schande, um nicht 
zu sagen, ein Skandal. Sie hoffte, dass die Stimmen 
der Teilnehmer/innen an der Konferenz von der 
Europäischen Kommission gehört würden, so dass 
wir Hand in Hand voranschreiten, die Harmonie 
vermehren und die Diskriminierung reduzieren.

Elise Willame sagte, sie würde dem Ausschuss für 
Sozialschutz und den belgischen Behörden einige sehr 
wichtige Botschaften von der Konferenz übermitteln. Es 
gäbe viel Stoff zum Nachdenken, und dies würde ihre 
zukünftige Arbeit zur Bekämpfung der Armut nähren, 
nicht nur bezüglich der NAPs inclusion, sondern auch 
bezüglich der vielen anderen Instrumente, die für die 
Förderung der sozialen Eingliederung von Bedeutung 
seien.

Jérôme Vignon bemühte sich in seinen abschließenden 
Bemerkungen um eine Antwort auf die Realität der 
Armut, wie sie von dem Mitglied der italienischen 
Delegation in Bezug auf die Notlage der Roma, Sinti 
und Fahrenden beschrieben wurde. Er versuchte die 
Frage zu beantworten, warum reiche, demokratische 
Länder nicht in der Lage seien, die Situation der von 
Armut betroffenen Menschen zu verbessern. Ein 
wichtiger Grund, sagte er, sei die Angst. Viele Menschen 
fürchten die von Armut betroffenen Menschen und 
Roma, Sinti und Fahrende und deshalb versuchten 
sie, das Problem zu verbergen. Es gäbe Bedarf an 
vertrauensbildenden Maßnahmen, man müsse den 
Menschen zeigen, dass ihre Ängste unbegründet 
seien. In Wirklichkeit möchten die armen Menschen 
die Gesellschaft bereichern und richtige Bürger/innen 
sein. Er sagte, es gäbe viele gute Beispiele, die genutzt 
werden könnten, um Vertrauen zu schaffen. Dies führe 
zu einem besseren Verständnis und in der Folge zu 
Abhilfe.

Letizia Cesarini Sforza sagte, die Konferenz habe sie 
bereichert und sei sehr aufschlussreich gewesen. Zu 
häufig sei man von seiner täglichen Arbeit so stark 
eingenommen, dass man den Grund für die Arbeit 
aus den Augen verliere. Die Konferenz hätte ihr in 
Erinnerung gerufen, warum das EAPN, warum alle im 
Saal da seien. Es sei eine Frage des tiefen Mitgefühls 
und der Empathie. Es gehe um die Durchsetzung der 
Menschenrechte, welche durch Armut verneint würden. 
Es gehe darum, für die gänzliche Beseitigung der Armut 
zu arbeiten. Ihr Eindruck war, die Konferenz habe die 
guten Beziehungen zur Europäischen Kommission 
und anderen Organen hervorgehoben und verstärkt. 
Sie hätten Bereitschaft gezeigt, den Delegierten 
zuzuhören, und somit wäre die Veranstaltung ein 
großer Schritt in die richtige Richtung.
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Sigisbert DOLINSCHEK, 
Staatssekretär für soziale Sicherheit, 
Generationen und Konsumentenschutz, Österreich 
Franz THÖNNES, Parlamentarischer 
Staatssekretär, Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales und Mitglied des Bundestags, 
Deutschland
Ludo HOREMANS, Vize-Präsident von EAPN

Österreichische Präsidentschaft
Sigisbert Dolinschek, Staatssekretär im 
Bundesministerium für soziale Sicherheit, 
Generationen und Konsumentenschutz, betonte im 
Namen der österreichischen Präsidentschaft, das 5. 
Treffen sei für die Präsidentschaft eine sehr wichtige 
Veranstaltung gewesen. Es hätte die Möglichkeit 
für eine wahrhaftige Diskussion mit Menschen aus 
ganz Europa, die im Alltag von Armut und sozialer 
Ausgrenzung betroffen sind, bestanden. Er sagte 
den Delegierten, dass nur auf der Grundlage ihrer 
Erfahrungen und ihres Wissens nützliche Strategien 
zur Bekämpfung der Armut entwickelt und wirksam 
umgesetzt würden. Es hätte einen sehr fruchtbaren 
Informations- und Gedankenaustausch gegeben. Der 
Beitrag der Delegierten zu der Konferenz wäre von 
größter Bedeutung gewesen, um Informationslücken 
zu schließen und die gute Praxis in verschiedenen 
Mitgliedstaaten hervorzuheben. Die gute Praxis 
könne nun innerhalb der Europäischen Union 
verbreitet werden. Er versicherte den Delegierten, 
er würde die Schlüsselbotschaften der Konferenz an 
seine Kollegen/innen im Ministerrat übermitteln und 
sie zu verstärkter Zusammenarbeit auf europäischer 
Ebene anhalten, um gemeinsam das Problem der 
Armut und sozialen Ausgrenzung zu überwinden 
und zu vermeiden, das Rad neu zu erfinden. Er war 
der Meinung, es gäbe Bedarf an Toleranz, und es 
müssten die Methoden genutzt werden, welche sich 
außerhalb unserer Länder als nützlich erwiesen. 
Anschließend dankte er den Delegierten für ihre 
sehr interessanten Beiträge und ließ verlauten, 
die Diskussionen seien seiner Meinung nach ein 
wichtiger Schritt in Richtung des übergreifenden 
Ziels, eine entscheidende Verringerung von Armut 
und sozialer Ausgrenzung bis zum Jahr 2010 zu 
erreichen. Er richtete seinen Dank erneut an die 

Veranstalter und an alle, die ihren Beitrag geleistet 
hätten, denn diese Veranstaltung sei auf der 
Europäischen Ebene von enormer Bedeutung. 
Er dankte insbesondere der Europäischen 
Kommission, dem Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen 
für ihre Unterstützung für die Veranstaltung.

Die kommende deutsche Präsidentschaft
Franz Thönnes, Parlamentarischer Staatssekretär im 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales, dankte 
der österreichischen Präsidentschaft im Namen der 
kommenden deutschen EU-Ratspräsidentschaft für 
die hervorragende Ausrichtung der Veranstaltung. 
Er sagte, er habe der Berichterstattung aus den 
Workshops mit großer Aufmerksamkeit zugehört und 
diese habe ihm die Bedeutung eines solchen Dialogs 
über Soziales auf europäischer Ebene bestätigt. Es 
bestehe Bedarf an einem europäischen Rahmen, so 
dass die NROs und von Armut betroffene Menschen 
ihre Stimme erheben könnten und über einen 
Rahmen für Austausch und Diskussion verfügten.

Herr Thönnes sagte den Delegierten, dass sie das 
Recht hätten, eine sozialere Politik zu verlangen. Er 
sagte, es gäbe in Europa zwar einen weit reichenden 
Sozialschutz, aber man sähe sich aufgrund der 
Wirtschaftskrise und der Globalisierung großen 
Problemen in Bezug auf soziale Ausgrenzung 
gegenüber. Aus diesem Grunde sei in Deutschland 
beschlossen worden, einmal pro Legislaturperiode 
einen nationalen Armuts- und Reichtumsbericht 
vorzulegen. Dieser werde besprochen und führe 
zu politischen Maßnahmen. Zum Beispiel könnten 
Maßnahmen für die Jugend ergriffen werden. 
500.000 junge Menschen in Deutschland seien 
arbeitslos und 50% der Kinder von Migrant/
innen hätten keine Ausbildung. Derartige Zahlen 
und derart geringe Zukunftsaussichten für die 
heranwachsende Generation seien inakzeptabel. 
Deshalb habe Deutschland beschlossen, die 
Beschäftigungspolitiken zu überprüfen, und so 
könnten junge Menschen nun nach drei Monaten 
Arbeitslosigkeit an Weiterbildungsprogrammen 
teilnehmen. Gleichzeitig möchten wir, dass 
Menschen mit Behinderung an der Gesellschaft 
und am Arbeitsmarkt teilhaben. 
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Wir sollten in der Lage sein, jedem die Möglichkeit 
zur Teilnahme am Arbeitsmarkt zu geben. Er räumte 
ein, in jüngster Zeit hätten zwar Erfolge verbucht 
werden können, aber diese seien nicht ausreichend 
und die Wirtschaft müsste gleichzeitig angekurbelt 
werden. 
Herr Thönnes unterstrich, dass die Zielsetzungen für 
Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung und Wachstum 
auf europäischer Ebene weiterhin bestehen müssten, 
aber die soziale Kohäsion auf europäischer Ebene 
ebenfalls eine Priorität darstellen sollte. Die Medaille 
hätte zwei Seiten. Er sagte, beiden Aspekten müsste 
im Rahmen der deutschen Präsidentschaft im Jahr 
2007 die gleiche Aufmerksamkeit geschenkt werden. 
Die Präsidentschaft wolle für ein sozialeres Europa 
und eine sozialere Welt kämpfen. Des Weiteren sei 
2007 das Europäische Jahr der Chancengleichheit, 
und in diesem besonderen Rahmen werde sich 
die deutsche Präsidentschaft darum bemühen, 
zu zeigen, dass sie ein wahrhaft soziales Europa 
anstrebt. 
Er kam mit den Worten zum Schluss, das Treffen 
habe ein hervorragendes Zeugnis abgelegt. Er 
betonte, dass Europa ein soziales Gesicht habe und 
den Menschen in Armut helfen möchte. Wir müssten 
alle zusammen dafür kämpfen, dass Europa auf 
dem richtigen Wege bleibe. Er lud alle Delegierten 
herzlich ein, am 6. Europäischen Treffen der von 
Armut betroffenen Menschen im Jahr 2007 unter 
der Schirmherrschaft der deutschen Präsidentschaft 
teilzunehmen.

EAPN
Ludo Horemans, Vizepräsident des EAPN, 
sagte, er habe an allen fünf europäischen Treffen 
teilgenommen, jedes sei besser gewesen als das 
vorhergehende und das fünfte sei noch besser 
gewesen als das vierte. Er betonte, all diejenigen, 
die nicht in Armut lebten, aber täglich mit ihr 
konfrontiert würden, müssten stark sein und den 
Mut haben, wirklich zu berücksichtigen, was die von 
Armut betroffenen Menschen leisten, und was sie 
empfinden. Dies würde uns befähigen und gäbe uns 
die Stärke, die wir benötigten, um weiter gegen Armut 
zu kämpfen. Er unterstrich, dass das in Lissabon im 
Jahr 2000 beschlossene Ziel, einen entscheidenden 
Beitrag zur Beseitigung der Armut bis zum Jahr 
2010 zu leisten, eine enorme Herausforderung sei. 
Die Regierungen hätten anfangs vielleicht nicht klar 
erkannt, was mit diesem Ziel verbunden sei. Nach 

und nach komme es uns jedoch zum Bewusstsein, 
dass seitens der verschiedenen Institutionen 
und Regierungen eine riesige Verpflichtung zum 
Erreichen dieses Ziels bestehe. 
Vielen in unseren Gesellschaften tue es nicht leid, 
dass Menschen in Armut leben, aber es gäbe doch 
viele, die wie wir empfinden würden. Selbst auf 
europäischer Ebene gäbe es Menschen, welche 
unser Handeln mit ihrer täglichen Arbeit und im 
täglichen Leben unterstützten und wir anerkennen, 
wie schwierig es für sie ist, das Thema Armut auf der 
Tagesordnung zu halten. Die nationalen Aktionspläne 
seien sehr wichtig, und die Europäische Kommission 
sei sich dessen bewusst. Wir müssten unsere Arbeit 
fortsetzen, um dies bekannt zu machen.

Er dankte allen, welche die Arbeit des EAPN auf den 
verschiedenen Ebenen fortwährend unterstützten, 
in den Regierungen, in den lokalen Behörden, 
in den europäischen Institutionen oder selbst 
auf höchster Ebene der Europäischen Union. Er 
sagte der österreichischen Präsidentschaft Dank 
für die Veranstaltung des 5. Treffens, dankte der 
Europäischen Kommission für die Unterstützung 
und allen für ihre Anstrengungen bei der Vorbereitung 
auf das Treffen. Er betonte, dass wir auf diesem Wege 
weiterarbeiten und sicherstellen müssten, dass die 
Ergebnisse des 5. Treffens tatsächlich im Alltag der 
von Armut betroffenen Menschen zu Auswirkungen 
führten, so dass sie trotz ihrer Situation den Weg 
aus der Armut fänden. Er forderte die Delegierten 
dringend auf, nach ihrer Rückkehr nach Hause die 
Arbeit fortzusetzen und ihre Anstrengungen mit 
Hilfe der Schlussfolgerungen der Konferenz zu 
unterstützen.

„Die Lebensqualität aller Bürger/innen, insbesondere derer, die sich 
in einer schwächeren Position befinden, sollte verbessert werden. Die 
Qualität unserer Gesellschaft basiert auf der Lebensqualität derer, die 
am meisten benachteiligt sind.“ Sigisbert Dolinschek, Staatssekretär 
im Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und 
Konsumentenschutz, Österreich.

 „Nur auf der Grundlage ihrer Erfahrungen werden wir nützliche 
Strategien zur Bekämpfung der Armut entwickeln und wirksam 
umsetzen.“ Sigisbert Dolinschek, Staatssekretär im Bundesministerium 
für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz, 
Österreich.

„Zielsetzungen für Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung und Wachstum 
einerseits und soziale Kohäsion andererseits sind zwei Seiten einer 
Medaille. Beide Aspekte müssen im Rahmen unserer Präsidentschaft 
im Jahr 2007 die gleiche Aufmerksamkeit bekommen. Wir werden 
für ein sozialeres Europa und eine sozialere Welt kämpfen.“ Franz 
Thönnes, Parlamentarischer Staatssekretär im Bundesministerium für 
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